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den 14. April 1848. 


des Großherzogthums Poſen. 


Inland. 


Verordnung über die Wahl der Preußiſchen Abgeordneten zur Deutſchen 
National-Verſammlung. 5 

Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen de. ze. 
verordnen, in Gemäßheit des von der Deutſchen Bundes ⸗Verſammlung in der 
Sitzung vom 7. April d. J. gefaßten Beſchluſſes wegen Einberufung einer Deut⸗ 
ſchen National-Verſammlung auf den Antrag Unſeres Staats-Miniſteriums, 
was folgt: 

§. 1. Jeder großjährige Preuße, welcher nicht den Vollbeſitz der bürgerlichen 
Rechte in Folge rechtskräftigen richterlichen Erkenntniſſes verloren hat, iſt in der 
Gemeinde, worin er feinen Wohnſitz oder Aufenthalt hat, ſtimmberechtigter Ur⸗ 
wähler, inſofern er nicht aus offentlichen Mitteln Armen-Unterſtützung bezieht. 
8. 2. Die Urwaͤhler einer jeden Gemeinde wählen auf jede Vollzahl von fünfhun⸗ 
dert Seelen ihrer Bevölkerung Einen Wahlmaun. Erreicht die Bevölkerung einer 
Gemeinde nicht fünfhundert, überfleigt aber dreihundert Seelen, ſo iſt ſie dennoch 
zur Wahl Eines Wahlmannes berechtigt. Erreicht aber die Bevölkerung einer 


Gemeinde nicht dreihundert Seelen, ſo wird die Gemeinde durch den Laudrath 


mit einer oder mehreren zunächſt augränzenden Gemeinden zu Einem Wahlbezirke 
vereinigt. In Gemeinden von mehr als tauſend Seelen erfolgt die Wahl nach 
Bezirken, welche die Gemeinde-Behörden in der Art zu begränzen haben, daß in 
Einem Bezirke nicht mehr als fünf Wahlmänner zu wählen ſind. Bewohnte 
Beſitzungen, welche nicht zu einem Gemeinde-Verbande gehören und nicht wenige 
ſtens 300 Seelen enthalten, werden durch den Landrath behufs der Urwahlen der 
zunächſt gelegenen Stadt- oder Landgemeinde zugewieſen. F. 3. Jeder iſt nur 
in dem Wahlbezirk zum Wahlmann wählbar, worin er als Urwähler ſtimmbe⸗ 
rechtigt iſt. §. 4. Die Wahl der Wahlmänner erfolgt durch Stimmzettel nach 
abſoluter Stimmenmehrheit der Erſchienenen. §. 5. Jeder großjährige Deutſche, 
der den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht verwirkt hat (S. 1), iſt im ganzen 
Bereiche des Staats zum Abgeordneten wählbar. 8. 6. Die Zahl der von Preu⸗ 
ßen nach Maßgabe des Bundes- Beſchluſſes vom 7. April d. J. zu wählenden 
Abgeordneten wird auf die Provinzen nach den Verhältniſſen ihrer Bevölkerung 
zur Geſammt-Bevölkerung der zum Deutſchen Bunde gehörigen Landestheile vers 
theilt. 8. 7. Die Ober-Präſidenten haben in jeder Provinz ſo viel Wahl-Bezirke 
von möglichſt gleicher Einwohner» Zahl zu bilden, als Abgeordnete zu wählen 
find. In jedem ſolchen Bezirke iſt Ein Abgeordneter und Ein Stellvertreter zu 
wählen. 8. 8. Die Zahl der Bevölkerung beſtimmt ſich überall nach der im Jahre 
1846 ſtattgehabten amtlichen Zählung. F. 9. In den Städten werden die Ur⸗ 
wahlen der Wahlmänner durch Beauftragte des Magiſtrats und da, wo kein 
Magiſtrats⸗Kollegium beſteht, des Bürgermeiſters geleitet. Ueber die Leitung 
der Urwahlen auf dem Lande wird mit Rückſicht auf die beſtehende Verſchieden⸗ 
artigkeit der ländlichen Gemeinde-Einrichtungen Unſer Staats-Miniſterium das 
Erforderliche in dem über die Ausführung dieſer Verordnung zu erlaſſenden Re⸗ 
glement ($- 12) feſtſtellen. Die Wahlen der Abgeordneten und Stellvertreter 
werden durch vom Oper: Präfidenten zu beſtimmende Wahl-Kommiſſare geleitet. 
8. 10. Die Wahl der Abgeordneten und Stellvertreter erfolgt durch ſelbſtgeſchrie— 
bene Stimmzettel nach abſoluter Stimmen⸗Mehrheit aller Erſchienenen, und 
zwar nach der näheren Feſtſetzung des Ober-Präſidenten in einem der Hauptorte 


des Wahl⸗Bezirks. §. 11. Die gewählten Abgeordneten ſtimmen in der zu ber 


zufenden Verſammlung nach ihrer eigenen unabhängigen Ueberzeugung und ſind 
an Aufträge oder Inſtruktionen nicht gebunden. §. 12. Die zur Ausführung 
dieſes Geſetzes ſpuſt noch erforderlichen Anordnungen hat Unſer Staats-Miniſte⸗ 
rium in einem zu erlaſſenden Reglement zu treffen. Urkundlich unter Unferer 
Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 11. April 1848. Friedrich Wilhelm. 
Camphauſen. Graf von Schwerin. von Auerswald. Bornemann. Arnim. 
Hanſemann. von Repher. ü 
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Reglement zur Ausführung der Verordnung vom 11. April d. J. über 
die Wahl der Preußiſchen Abgeordneten zur Deutſchen National-Verſammlung. — 
Mit Bezugnahme auf die heutige Verordnung über die Wahl der Preußiſchen Ab⸗ 
geordneten zur Deutſchen National-Verſammlung wird hierdurch feſtgeſetzt, daß die 
Wahlen der genannten Abgeordneten überall nach dem Reglement zur Ausführung 
des Wahlgeſetzes vom 8. April d. J. für die zur Vereinbarung der Preußiſchen 
Staats- Verfaſſung zu berufende Verſammlung abgehalten werden ſollen. Es treten 
nur folgende Modifikationen dabei ein: Zu $. 4. Die Verzeichniſſe der ſtimm⸗ 
berechtigten Wähler werden nicht nach Maßgabe der Beſtimmungen des 8. 1. des 
Wahlgeſetzes vom 8. April d. J., ſondern derjenigen des §. 1. der Allerhöchſten 
Verordnung vom heutigen Tage aufgeſtellt. Zu 8. 5. Die Wahlen der Wahl⸗ 
männer werden ebenfalls im Umfange der ganzen Monarchie am 1. Mai d. J. 
vorgenommen, jedoch erſt, nachdem die Wahlen, welche durch das Reglement vom 
8. April d. J. angeordnet ſind, abgehalten ſein werden. Die Wahlen ſind in ge⸗ 
trennten Wahl-Akten vorzunehmen, wobei jedoch die bei den erſteren Wahlen ge⸗ 
wählten Wahlmänner bei den letzteren nicht ausgeſchloſſen find. Zu 88. 22. und 
31. Die Wahl der Abgeordneten und Stellvertreter wird im ganzen Umfange der 
Monarchie am 10. Mai d. J. abgehalten. Doch bleibt den Ober⸗Präſidenten über⸗ 
laſſen, da, wo der Umfang der Wahlkreiſe ſolches zuläßt, die Abhaltung der Wah⸗ 
len ſchon am 8. Mai d. J. zu geſtatten, und kommen dann die vorſtehenden Be— 
ſtimmungen für die Urwahlen zur Auwendung. Die Zahl der vom Preußiſchen 
Staate abzuſendenden Abgeordneten berechnet ſich nach dem Beſchluß der Bundes 
Verſammlung vom 7. April d. J. mit Ausſchluß der Provinz Preußen auf 159 
und mit Einſchluß dieſer Provinz auf 194. Diefelben werden auf die Provinzen 
wie folgt vertheilt: Brandenburg 27, Pommern 15, Schleſien 39, Sachſen 
23, Weſifalen 20, Rhein-Provinz 35, Preußen 32. Zu 8. 31. Die 
Wahl-⸗Verhandlungen werden zur Mittheilung an die Verſammlung dem Königl. 
Bundestags-Geſandten zu Frankfurt a. M. zugeſandt werden. 

Berlin, den 14. April 1848. 

Königliches Staats-Miniſterium 
(gez.) Campauſen. Graf von Schwerin. von Auerswald. Borne⸗ 
mann. Arnim. Hanſemann. von Reyher. 

Berlin, den 12. April. Se. Durchlaucht der Herzog Chriſtian zu 
Schleswig-Holſtein-Sonderburg-Auguſten burg, iſt von hier nach 
Rendsburg abgereiſt. ö 


Nicht bei heiterem und ruhigem, ſondern nur bei unruhigem, abnormem 
Wetter und im Sturm kann ſich die Tüchtigkeit der Führer oder Lenker eines See⸗ 
ſchiffes bewähren, und ganz analog verhält es ſich mit den Führern oder Len- 
kern eines Staatsſchiffes. So lange bei uns die ſtaatlichen Angelegenheiten einen 
ruhigen, ebenmäßigen Gang hatten, der ſtaatliche Mechanismus, einem Uhr⸗ 
werk gleich, das zur rechten Zeit aufgezogen wird, auf keinen Fall ſeinen Dienſt 
verfagen konnte, war in Wahrheit noch nicht die Zeit gekommen, die Tüchtig⸗ 
keit, die wahre Befähigung unſerer höheren und höͤchſten Beamten zu erproben. 
Erſt jetzt, wo die ſtaatlichen Angelegenheiten nicht mehr nach früheren, eingeſchul⸗ 
ten Regeln geleitet und beherrſcht werden können und das Staatsſchiff ganz neuen, 
vielfach bewegten Elementen preisgegeben ift — erſt jetzt iſt die Zeit einer ſolchen 
Erprobung gekommen. Es ſoſl uns wahrhaft lieb ſein, wenn recht viele unſerer 
höheren und höchſten Beamten dieſe Erprobung, das neue Examen, dem ſie ſich 
zu unterwerfen haben, gut beſtehen, doch fürchten wir ſehr, daß die Zahl derje- 
nigen, auf die ſich dies anwenden läßt, nicht allzugroß ſein werde. Bei denen, 
die mit den höheren Geldangelegenheiten, als den dringlichſten des Augenblicks, 
bisher betraut waren, ſcheint es ſehr wenig ſich bewähren zu wollen. So na⸗ 
mentlich bei den Leitern der Bank, deren vor Kurzem an den Tag gelegtes muth⸗ 
loſes, einer durchgebildeten Keuntniß vom Credit und Geldweſen durchaus nicht 
eutſprechendes Benehmen nicht wenig befremdet hat, und fo ferner bei den Diri⸗ 


genten der Kotteries Verwaltung. Das darüber ſprechende, To eben zufällig zu 
unferer Kenntniß gelangte Faetum iſt folgendes: 

Bisher nämlich war es den Lotterie-Einnehmern in den Provinzen geſtattet, 
Zahlungen an die Direktion, wenigſtens für einen Theil, auch in gekauften guten 
kaufmänniſchen Wechſeln von langer Sicht zu leiſten. Seit Kurzem aber hat die 
Lotterie⸗Direktion die Annahme dieſer Zahlungsart verweigert und ein Cirkulair 
an ſämmtliche Lotterie-Einnehmer erlaſſen, worin die Gegenwart mit wahrhaft 
schwarzen Farben geſchildert und u. A. geäußert wird, daß jetzt auch „die ſolide⸗ 
ſten und beſten Häuſer“ ihre Zahlungen einſtellten. N 

Nun freilich, wenn auf dieſe Weiſe Behörden ſelbſt, ſtatt auf Mittel und 
Wege zu ſinnen, den erſchütterten gewerblichen Kredit wieder aufzurichten, gera⸗ 
dezu dazu beitragen, denſelben noch weiter zu erſchüttern und Mißtrauen gegen 
alle kaufmänniſche Häuſer zu erwecken, ſo darf es wahrlich nicht wundern, wenn 
auch unſere gewerbliche und kommerzielle Welt mehr und mehr den Muth verliert 
und zuletzt Alles in einen auarchiſchen Zuſtand verfällt. Hoffentlich wird man 
ſolchen auffallenden Mißgriffen von noch höherer Stelle aus baldigſt entgegen zu 
wirken und fie zu paralyſiren wiſſen. 


Poſen, den 13. April. Die im geſtrigen Blatt dieſer Zeitung bekannt 
gemachten Zugeſtändniſſe des General v. Williſen find ausdrücklich nur vor⸗ 
läufige und bahnen mit ihrem möglichen Gefolge nicht eine polniſche Reorga⸗ 
niſation, ſondern eine förmliche Polonifirung unferer Provinz an! Polen als 
Chefs der oberſten Behörden, die polniſche Sprache allgemein als Geſchäfts— 
ſprache, ein neues Wappen des Großherzogthums Poſen, eine nationale Re— 
organiſation des Unterrichts und des Juſtizweſens, die Poſener Fahne allgemein 
für die Landwehr, Vereidigung der letztern auf das Großherzogthum Poſen, 
find Zuſicherungen, bei deren Ertheilung das Daſein einer ausgedehnten deut- 
ſchen Bevölkerung und ihr Recht vollkommen vergeſſen zu ſein ſcheinen. Eine 
polniſche Reorganiſation des Großherzogthums Poſen, folglich der ganzen Pro- 
vinz, kann und darf nicht durchgeführt werden. Die polniſchen Theile der 
Provinz mögen polniſch reorganiſirt werden, ſofern fie es wünſchen. Dies 
würde gerecht ſein; aber auch die deutſchen Theile poloniſiren zu wollen, wäre 
die ſchreiendſte Ungerechtigkeit. Daſſelbe gilt von der Reorganiſation des Unter⸗ 
richts, der Juſtizbehörden, von Einführung der polniſchen als Geſchäftsſprache. 
Ein neues Wappen für das Großherzogthum Poſen verbitten wir Deutſche uns 
auf das Ernſtlichſte. Mögen die polniſchen Theile ein neues Wappen erhalten, 
die deutſchen wollen ein ſolches nicht; fie behalten das preußiſche und werden 
ſich kein anderes aufdrängen laſſen. Unter einer andern als der preußiſchen 
und deutſchen Fahne wird kein deutſcher Landwehrmann dienen. 


Poſen anſinnen, ihn damit von Preußen und feinem Könige losreißen, iſt eine 
Schmach, die wir nimmermehr über uns ergehen laſſen werden! Eine Schlacht 


von Jena iſt noch nicht vorausgegangen! Was berechtigt den General v. Wil⸗ 


liſen, bei uns eine Geſinnungsloſigkeit dieſer Art vorauszuſetzen? Würde 
wohl je ein franzöſiſcher General wagen, den Franzoſen in Strasburg eine 
ſolche Zumuthung zu machen? — Hier hat man ſich begnügt, den General 
v. Williſen zur fofortigen Abreiſe zu nöthigen und es iſt ihm dringend zu 
rathen, daß er nicht zurückkehre. 

Eine deutſche Negierung, unter deren bisherigem Schutz der Deutſche 
hier anſäßig geweſen oder geworden iſt, muß das Vertrauen des letztern und 
ſeine offenkundige Treue anders rechtfertigen, als es nach jenen Zuſicherungen 
zu erwarten ſteht, und das tauſendſtimmige Pereat am vorgeſtrigen Tage vor 
der Wohnung des General v. Williſen wird ihm und andern den Beweis 
geliefert haben, daß der in der Provinz vorhandene deutſche Stamm nicht Wil⸗ 
lens iſt, ſeine Nationalität fremder Anmaßung oder büreaukratiſcher Schwäche 
zum Opfer zu bringen. 

An Euch deutſche Landsleute iſt es nun aber, Euern Proteſten die That 
folgen zu laſſen und ſelbſtſtändig in die Räder Eures Schickſols einzugreifen. 
Die Beſtimmung des letztern geben die am 1. Mai vorzunehmenden Wahlen 
ganz in Eure Hand und es kommt deshalb darauf an 

1) daß auch der Letzte von Euch über Zweck und Bedeutung derſelben aufge⸗ 
klärt werde, 

2) daß kein Deutſcher verabſäume bei den Wahlen mitzuwirken, damit das 
numeriſche Verhältniß der deutſchen Bewohner gegen die übrigen zur rich: 
tigen Geltung gelange, 

3) daß die Wahl zugleich auf die Beſchickung des deutſchen Parlaments 
Behufs Nachſuchung um Aufnahme in den deutſchen Bund ausgedehnt, 
und dies in den Wahlprotokollen, der Legitimation wegen ausdrücklich 
vermerkt werde, N 8 

- 4) daß jede Wahlgemeine ſich vorher über den zu Erwählenden verſtändige, 
damit keine Zerfahrenheit eintrete, ſondern mit Kraft und Einheit danach 
geſtrebt werde, Eure Partei zuſammenzuhalten und ihr eine mit ihrer Größe 
übereinftimmende Anzahl von Vertretern zu ſichern. 

Solche Vorwahlen ſind unerläßlich und für die Wirkſamkeit einſlußreicher 
deutſcher Männer und Eurer ehrenhaften Comité's öffnet ſich hier beſonders 
ein weites Feld. f 

Sorget demnächſt für Eure Vertretung durch Männer von deutſcher und 
entſchiedener Geſinnung, von bürgerlichem Muth und von Redetalent, wie Ihr 
ſie bei den jetzigen öffentlichen Vewegungen fandet und kennen erntet, denn nur 
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unter diefer Vorausſetzung habt Ihr eine wirkliche Wahrung Eurer Intereſſen 
zu erwarten. 

Sorget zuletzt dafür, daß die Euch und der Preußiſchen Regierung anhän⸗ 
gigen Bewohner polniſchen Stammes mit Euch ein und dieſelben Abgeordneten 
erwählen, damit deren Wünſche nicht vereinzelt bleiben und des Ausdrucks ent⸗ 
behren. Die daraus hervorgehende Vertretung der hieſigen Provinz wird in 
ihrem Zahlenverhältniß der beiden Nationalitäten jedenfalls normixend für die 
Zukunft ſein, das Gouvernement wird die numeriſche Schwert beider Theile 
überſehen können und wir Deutſche werden zu einem begründeten Urtheil dar⸗ 
über gelangen, ob überhaupt oder in welchem Maaße wir uns den, uns mit ſo 
tadelhafter Uebereilung zugedachten entnationalifivenden Maaßregeln zu unter⸗ 
werfen oder dagegen mit Nachdruck aufzutreten und diejenigen energiſchen Schritte 
zu ergreifen haben, welche Ehrgefühl, mannhaſter Muth und das Bewußtſein 
der Zuſammenhörigkeit mit dem deutſchen, als dem edelſten und mächtigſten 
Volke in Europa, gebieten. 

Poſen, den 13. April. Das Drängen der Deutſchen⸗Bevölkerung des 
Großherzogthums Poſen, aus dem provinziellen Bande auszuſcheiden und ſich an 
Deutſchland enger anzuſchließen, macht ſich jetzt, da fie die Wahrung der Deutſchen 
Jutereſſen nicht genug von der Regierung beachtet finden, thatſächlich geltend. 

Die Stadt Meſeritz hat, verbürgten Nachrichten zufolge, der hieſigen Pros 
vinzial-Regierung angezeigt, daß fie ſich unter den Schutz der Regierung zu Frank— 
furt a / O. geſtellt habe, weil ſie von dorther einen energiſcheren Schutz ihrer nativ- 
nalen Deutſchen Intereſſen zu erwarten habe, als ihr bis jetzt die Regierung zu 
Poſen habe gewähren können. 

Eben ſo hat der Domainen Bezirk Polajewo ſich genöthigt geſehen, Behufs 
Sicherung von Perſonen und Eigenthum, ſich der Regierung zu Bromberg anzu⸗ 
ſchließen und dies der hieſigen Regierung als vollendete Thatſache anzuzeigen. 

Poſen, den 13. April. Aus ſicherer Quelle können wir verſichern, daß die 
in der heutigen Zeitung enthaltenen Augaben, betr. die den Laudräthen beigeord⸗ 
neten Kommiſſarien nicht richtig ſind, und daß keinesweges die Abſicht beſteht, 
für alle Kreiſe ſolche Kommiſſarien zu ernennen. K 

Poſen, den 12. April (Neunte öffentliche Sitzung der Stadtverordne⸗ 
ten.) — Nach Eröffnung der heutigen Sitzung wurde das Protokoll der Ver— 
handlungen vom 15. März und mehrer ſeitdem ſtattgehabten außerordentlichen 
Berathungen vorgeleſen und von der Verſammlung genehmigt. Aus dem Proto⸗ 
koll entnehmen wir nachträglich folgende Beſchlüſſe: 1) iſt ein Zuſchuß von 5000 
Rthlr. für die hieſige Armenkaſſe bewilligt worden 2) hat man es vorgezogen, 


für den ausgeſchiedenen Landtagsdeputirten Grätz keine neue Wahl zu treffen, 
Aber dem 
deutſchen Landwehrmann einen Schwur der Treue auf das Großherzogthum 


weil es zur Zeit ſchon zu ſpät war, als daß der Neugewaͤhlte noch rechtzeitig hätte 
von hier abgehen und an den Verhandlungen des vereinigten Landtages Theil 
nehmen können; 3) iſt dem Schauſpieldirektor Vogt auf einen Antrag von ihm 
die miethsfreie Benutzung des Schauſpielhauſes für ſechs Vorſtellungen bewilligt 
worden. f 

In der Sitzung vom 1. März e. hatte ſich eine Meinungsverſchiedenheit über 
die Auslegung des §. 31 der Juſtruktion für die Stadtverordneten kund gegeben, 
in Folge deren der Vorſteher den Streitpunkt der Königl. Regierung zur Ent⸗ 
ſcheidung vorgetragen. Heute las der Vorſteher die darauf eingegangene Antwort 
der Königl. Regierung vor, in welcher ſich dieſelbe mit der Anſicht des erſtern — 
alſo gegen die Anſicht der Verſammlung — dahin einverſtanden erklärt, daß bei 
allen Wahlen von Deputationen die Abſtimmung durch geheime Stimmenzettel 
eintreten müſſe. 

Hierauf wurde die vom Magiſtrat beantragte definitive Anftellung des ſeit 
3 Monaten interimiſtiſch als Lazarethwärter fungirenden Sergeanten Stachowski 
genehmigt, nachdem von dem anweſenden Magiſtratsdeputirten die Erklärung ab⸗ 
gegeben war, daß derſelbe ſich für dieſes Amt als gut und tüchtig erwieſen habe. 

Die Stadt hatte mit dem erzbiſchöflichen Konſiſtorium wegen Uebernahme des 
ehemaligen Philippinerkloſters in Erbpacht gegen einen Kanon von 300 Rthlr. in 
Unterhandlung geſtanden; jetzt iſt jedoch von dem gedachten Konſiſtorium dem 
Magiſtrat angezeigt worden, daß es nur noch geſonnen ſei, diefe Kloſtergebände 
in Zeitpacht zu geben, und zwar gegen einen jährlichen Miethszins von 300 gthlr. 
Der Magiſtrat hatte dieſe letztere Offerte nicht für annehmbar gehalten, weil die 
Einrichtung einer Elementarſchule im Philippinerkloſter einen Koſtenaufwand von 
circa 1000 Rthlr. erfordern würde, die man bei der ſteten Gefahr einer Kündi⸗ 
gung nicht darauf verwenden dürfe. Er ſchlägt daher vor ein auf der Sagörze 
liegendes Haus, das der Militairfiskus mit andern Grundſtücken für 200 Rthlr. 
gekauft habe, aber nicht beuutze, und das man wahrſcheinlich für einen ſehr billi⸗ 
gen Preis werde haben können, zu erwerben. Nachdem Herr Stadtrath Cz wa⸗ 
lin a erklart, daß er das Haus bereits beſichtigt und zu dem beabfihtigten Schul⸗ 
zwecke geeignet gefunden habe, beſchloß die Verſammlung den Magiſtrat zu be⸗ 
auftragen deshalb mit dem Militairſiskus in Unterhaudlungen zu treten, jedoch 
vor der Acquifition fie von den Kaufbedingungen in Keuntniß zu ſetzen. 

Für eine Semmelbudenſtelle neben dem Sprigenbanfe in der Neuftadt iſt von 
der Witwe Kirſte in der gefegmäßig ftattgehabten Lieitation ein Pachtgebot von 
7 Rrhlr. jährlich gethan. Der Zuſchlag wurde ertheilt. 

Hierauf wurden zwei Konſenſe, zur Abſchreibung eines Kapitals von 1000 
Rthlr., welche der Seifenſieder Engel auf ein Darlehn von 3000 Rethlr. aus 
der Sparkaſſe zurückgezahlt, und zur Löſchung eines eingetragenen Proteſtes in 


der Engel ſchen Konkursſache, ertheilt. 


Der Magiſtrat hatte der Verſammlung eine Liſte derjenigen Einwohner Po⸗ 


cc 
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ſeus mitgetheilt, welche ihren Verhältniſſen nach zur Erwerbung des Bürgerrechts 
verpflichtet ind, um zu prüfen, in wie weit fie alle, oder nur einen Theil der— 
ſelben, berechtigt ſein ſollen, als Stadtverordnete gewählt zu werden. Herr 


Stadtverordneter Mamroth ſpricht dafür, daß analog den neueren Gefegen 


über die Wahlfähigkeit zur allgemeinen Volksrepräſentation auch jeder Bürger 
in dem Alter von 30 Jahren als Stadtverordneter wählbar fein ſollte, doch er— 
klärte ſich die Verſammlung einſtimmig gegen dieſen Antrag, weil die Beftimmuns 
gen der Städteordnung ſo lange unbedingt in Anwendung und Kraft erhalten wer⸗ 
den müßten, bis ſie ausdrücklich durch ein neues Geſetz aufgehoben ſeien. Herr 
Stadtverordneter Szymahski war namentlich der Anſicht, daß, wenn man das 
neue Wahlgeſetz auch für die ſtädtiſche Vertretung als maßgebend nehmen wolle, 
die Verſammlung nichts weiter zu thun habe, als auseinander zu gehen. Es wurde 
zur Prüfung der Liſte in den Herren ze. Pilaski, Kantorowiez und Fliege 
eine Kommiſſion ernennt. 

Der Gutsbeſitzer Maslowski, der ungefähr ein Jahr von Poſen abıves 
ſend geweſen und als Bürger ausgeſchieden war, hatte ſeine Wiederaufnahme 
nachgeſucht, und die Verſammlung beſchloß heute auf deu Antrag des Magiſtrats, 
ihn wieder in die Bürgerrolle aufnehmen zu laſſen. Von nochmaliger Entrich- 
tung der Bürgergerrechtsgelder wurde abſtrahirt. 

Vom Magiſtrat wurde die Ablöſung des au den Domänenſiskus zu zahlenden 
Grundzinſes für die der Stadt gehörigen Grundſtücke No. 60., auf der Walliſchei 
und No. 67 auf St. Martin beantragt und von der Verſammlung die Zuſtim⸗ 
mung dazu ertheilt. 

Eine Beſchwerde des Schueidermeiſter Ch. Scheffler darüber, daß er am 
1. Februar aus feiner Stellung als Taxator bei der hieſigen ſtädtiſchen Pfandleihan⸗ 
ſtalt entlaſſen worden, wurde — nachdem Herr Stadtrath Boy die Erklärung 
gegeben, daß der Scheffler nur interimiſtiſch angenommen geweſen und völlig 
entbehrlich jei — als unbegründet an den Magiſtrat zur abſchläglichen Beſchei— 
dung verwieſen. 

Die vom Magiſtrat gelegte Rechnung über die Verwendung des Hundeſteuer— 
fonds wurde einer Kommiſſion, aus den Herren ze. Hantke, Grunwald und 
Kantorowiez beſtehend, zur Prüfung übergeben. 

Hierauf verlas der Vörfteher eine Kabinetsordre und ein Miniſterialreſkript vom 
2. März c., nach welchen den Magiſtratsperſonen und Stadtverordneten in Aus— 
ſührung des §. 208 der Städteordnung vom 19. November 1808 die Anlegung 
von Amtszeichen, theils in Ketten, Bändern und Medaillen beſtehend, geſtattet 
wird. Die Schriftſtücke werden nach dem Antrage des Herrn je. Szymanski 
ad acta gelegt, nachdem Herr Oberbürgermeiſter Naumann erklärt, daß der 
Magiſtrat ſeinerſeits keinen Werth auf dieſe Auszeichnung lege, und eben fo Herr 


Stadtverordneter Mamroth, daß ſie (die Stadtverordneten) keine Ketten haben 


möchten. BO Pe 
Bei der ſtattgehabten Wahl eines Schiedsmannes für den 11. Bezirk waren 


die Herren Leitgeber, Künzel und Dr. Neuſtadt als Kandidaten gewählt. 
Bei dem heutigen Skrutinium durch geheime Stimmzettel erhielten Künzel 2, 
Leitgeber 7, Neuftadt 13 Stimmen. Der Dr. Neuſtadt wurde daher 
beſtätigt. 

Herr Stadtverordneter Müller verlas endlich die Antwort des Magiſtrats 
auf deu früheren Antrag der Verſammlung: daß einmal abgewieſene Anträge nicht 
ohne beſondere Gründe erneuert werden dürften. Der Magiſtrat erklärt, daß 
ſolche Falle bisher nicht vorgekommen ſeien, ſondern daß, wo er einen Antrag 
wiederholt habe, auch ſtets neue Gründe dafür vorhanden geweſen und angeführt 
worden wären. Die Verſammlung ließ die Sache dabei beruhen, da es ihr frei— 
ſteht wiederholte, ihrem frühern Beſchluß entgegenſtehende Auträge ſchlechthin ohne 
Erörterung zurück zu weiſen. Hierauf wurde die öffentliche Sitzung geſchloſſen, 
doch blieb die Verſammlung zu geheimer Sitzung verfammelt. G. S. 

Berlin. — Ein hieſiger Kaufmann, der fo eben aus Warſchau zurückkehrt, 
erzählt, daß man ihn ohne alle Veranlaſſung gleich am Thore in Warſchau ver⸗ 
haftet, 12 Tage hindurch eingeſperrt gehalten und dann ſofort wieder über die 
Grenze nach Preußen ſpedirt habe. Niemand hat ihm dort auch nur das Orr 
ringſte über die Veranlaſſung dieſer Maßregel mitgetheilt. 

Die neueſte Nummer der Allgem. Preuß. Ztg. enthält nachſtehenden Artikel: 
Der Unterzeichnete iſt von vielen Seiten aufgefordert worden, gegen die Ueber 
griffe der Preſſe in den letzten Tagen am hieſigen Orte geſetzlich einzuſchreiten. 
Bei der großen Zahl dieſer Aufforderungen und ihrer theilweiſen Anonymität iſt 
der Unterzeichuete genöthigt, feine Antwort auf dieſem Wege zu geben. So lange 
die Preſſe ſich nur in dem Felde des Allgemeinen, in Theorien über Reform des 
Staats, der Geſellſchaft, des Verkehrs bewegt, fein die Vorſchlaͤge auch noch fo 
übertrieben, noch ſo ſehr das Beſtehende angreifend, fo lange hält der Unterzeichnete 
jedes Einſchreiten der Strafgewalt dagegen für unzuläſſig. Gegen die Erzeugniſſe 
des Geiſtes, ſelbſt die böswilligſten in dieſer Sphäre, giebt es keine andere Waffen, 
als die des Geſetzes. Zuchthaus, Geldbußen dagegen anzuwenden, erſcheint als 
rohe Gewalt, die nur dazu dient, ſolchen Anſichten den Schein der Wahrheit zu 
leihen und ihre Verbreiter zu Märtprern des Volkswohls zu erheben. Gegen die 
Unwahrheit giebt es nur ein Mittel, das: Sie zu widerlegen, und zwar in der 
gleichen einfachen verſtändigen Weiſe, in welcher jene ihre Verbreitung zu erlangen 
ſucht. Je mehr jeder Anficht, auch der äußerſten, Raum geſtattet wird, ſich öffent⸗ 
lich auszuſprechen, um ſo gefahrloser wird ſie. Die Gefahr beginnt erſt mit dem 
Moment, wo die Verfolgung ſolcher Anſicht fie nöthigt, ihre Verbreitung im Ge⸗ 
Heimen zu ſuchen. Wer Preffreiheit will, muß auch deren Mißbräuche zu ertragen 


wiſſen. Die Neuheit der Sache läßt übrigens die Größe der Gefahr wohl über⸗ 
ſchätzen. Der geſunde Sinn der Bevölkerung wird auch den verführeriſcheſten ſolcher 
Theorieen zu widerſtehen wiſſen, wenn ihnen nicht bloß Bitten und Ermahnungen 
entgegengeſtellt, ſondern das Unhaltbare und für den Arbeiter ſelbſt Verderbliche 
ſolcher Lehren ruhig und ernſt dargelegt wird. Der Unterzeichnete wird deshalb 
nur dann gegen Uebergriffe der Preſſe einſchreiten und hält ſich im Geiſte des neuen 
Preßgeſetzes nur daun dazu befugt, wenn eine Druckſchrift, das Gebiet des Allge⸗ 
meinen verlaſſend, zu einem beſtimmten Verbrechen Rath oder Anleitung geben 
oder die Ehre und Integrität beſtimmter Perſonen verletzen ſollte. 
Berlin, den 14. April 1848. 
Der Staats-Anwalt beim Königl. Kriminal- Gericht. 
von Kirchmann. 


O Berlin den II. April. Unter den vielen Volksverſammlungen, die 
jetzt tagtäglich hier ſtattfinden, nehmen unbeſtritten ſowohl der Zahl als ihrer 
Bedeutung nach die vor dem Schönhauſer Thore die erſte Stelle ein: ſämmtliche 
Arbeiter ſind daſelbſt vertreten und es wird in einfacher, würdiger Weiſe über 
eine Hauptfrage der Gegenwart, die Organiſation der Arbeit, diskutirt. Die 
Anerkennung iſt allgemein, und, wie ſo eben verlautet, hat unſer Miniſterium 
ſogar Herrn Held, Einen der Leiter jener Verſammlungen, beauftragt, einen 
Plan über eine baldigſt vorzunehmende Organiſation der Arbeit auszuarbeiten. 


— Ueber unſere Ex⸗Miniſter curſiren im Volke allerlei Anekdoten, die nur 


zeigen, wie verhaßt dieſelben waren. Allgemeine Indignation hat es hervorge⸗ 
rufen, daß trotz dieſer unzweideutigen Stimmung Herr v. Savigny, unge⸗ 
achtet feiner bereits am 18. März erfolgten Entlaſſung, dennoch am 1. April 
feinen vollen Gehalt von 4500 Rthlr. für das diesjährige 2te Quartal ſich aus 
der Staatskaſſe hat auszahlen laſſen. Dabei iſt noch zu bemerken, daß Herr 
v. Savigny zu unſern reichſten Partikuliers gehört, und als ehemaliger 
Staats⸗Miniſter den gegenwärtigen Zuſtand des Staatsſchatzes kennen muß. — 
Faſt täglich noch werden Revolutionshelden, die an ihren Wunden ſterben, im 
Friedrichshaine beerdigt. Auch ein Student, v. Bojanowski, iſt vor weni⸗ 
gen Tagen verſchieden in Folge dreier erhaltener Säbelhiebe über den Kopf; der 


Offizier, der ihn niederzuhauen befahl, ſoll ein Schulfreund und Jugendge⸗ 


noſſe deſſelben geweſen ſein. \ 

©. Berlin den 12. April. Die Zerrüttung unſerer Geld-, Arbeits- und 
Kreditverhältniſſe ſteigert ſich täglich zu einem drohendern Zuſtande, der von 
einer dumpfen Bewegung in den unterſten Arbeiterſchichten begleitet wird: 
zwiſchen den Arbeitern an dem ſchiffbaren Kanale, der bei Charlottenburg mün⸗ 
det, kam es geſtern zu blutigen Händeln über Accordarbeit und Tagelohn; von 
den Schneidern ſoll morgen in einer Verſammlung beſchloſſen werden, daß alle 
Kleiderhändler ihre Laden ſchließen, alle Welt künftig bei den Schneidern ar⸗ 
beiten laſſen ſoll; gleichen Terrorismus üben die Eckenſteher, die nicht mehr 
dulden wollen, daß Reiſende ſich und ihre Koffer in eine Droſchke ſetzen, um 
nach der Eiſenbahn zu fahren, ſondern verlangen, daß ſämmtliches Gepäck ge⸗ 
tragen werden ſoll, und dgl. mehr. Es iſt durchaus nothwendig, daß die Bür⸗ 
gerwehr ſolchem Treiben energiſch ſteuert, der Arbeiterwillen, der täglich trotzi⸗ 
ger auftritt, muß eine derbe Lektion erhalten, daß er keineswegs Meiſter im 
Lande und Herr iſt. — Von Seiten des Minifters der geiſtlichen Angelegenhei— 
ten iſt fo eben an ſämmtliche Regierungen und Conſiſtorien eine Verfügung ers 
gangen, wonach an Diſſidenten die Mitbenutzung evangeliſcher Kirchen zu ge— 
ſtatten iſt, ſobald Patron und Gemeinde Vertreter ihre Zuſtimmung erklärt 
haben: die bisher in dieſer Angelegenheit geſchehenen Verfügungen ſeien nicht 
mit der von dem Könige ſeinem Volke zugeſicherten Religionsfreiheit vereinbar. 
Es ſind auch bereits ſchon die nöthigen Einleitungen getroffen, um auch im 
legislativen Wege durch angemeſſene Aenderung des Patents vom 30. März 
v. J. der freien Religionsübung Raum zu gewähren. — Der König kommt faft 
täglich von Potsdam herüber, um mit den Miniſtern zu arbeiten. Letztere befor= 
gen die Staatsgeſchäfte noch größtentheils in den ihnen im Schloſſe dazu einge— 
räumten Zimmern, da ſie ihre Amtswohnungen noch nicht bezogen haben. Bei 
mündlicher Rückſprache laſſen ſich dieſelben ohne alle Titulatur nur bei ihrem 
Namen nennen. — Nach einem allgemeinen Gerücht würde der Stadtgerichts— 
Rath Heinrich Simon aus Breslau — gegenwärtig in Frankfurt — binnen 
Kurzem eine hohe Stelle im Juſtiz-Miniſterium erhalten. 


Ausland. 


Deutſchland. f 

Frankfurt. — Auszug aus dem Protokoll der 29. Sitzung der Bundes⸗ 
verſammlung vom 7. April 1848: Der Ausſchuß für Reviſion der Bundesber⸗ 
ſaſſung erſtattet nachſtehenden Vortrag: Der Ausſchuß glaubt, hoher Bundes⸗ 
Verſammlung vorſchlagen müſſen, den Bundesbeſchluß vom 30ſten v. M. ſo zu 
modifiziren, daß die höchſten Bundesregierungen aufgefordert würden, unter Zu⸗ 
grundelegung der Bundesmatrikel auf je 50,000 Einwohner einen Abgeordneten 
wählen zu laſſen. Hiernächſt hat der Ausſchuß ſich für verpflichtet gehalten, in 


Erwägung zu ziehen, inwieweit den übrigen in der hier abgehaltenen freien Ver⸗ 


Verſammlung ausgeſprochenen Wünſchen in Beziehung auf Wahlprinzipien und 
Wahlqualification, wie ſie von dem Präſidenten dieſer Verſammlung am 2. April 
dem hohen Bundespräſidium mitgetheilt worden find, zu entſprechen fei. Er hat 
ſich hieruͤber in Einvernehmen mit der hohen Bundesverſammlung beigeordneten 
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Männern des öffentlichen Vertrauens geſetzt und deren Gutachten vernommen. 
Dieſe Wünſche aber ſind folgende: 1) daß in Beziehung auf die Einberufung 
einer konſtituirenden Deutſchen National-Verſammlung die Wahl der Vertreter 
des Volkes ſo zu geſchehen habe, daß je nach 50,000 Seelen ein Stellvertreter 
gewählt werde, daß, wenn der Ueberſchuß der Bevölkerung 25,000 Seelen über- 
ſteigt, ein weiterer Abgeordneter zu wählen ſei, und daß jeder kleinere Staat deſſen 
Bevölkerung nicht 50,000 Seelen erreicht, einen Vertreter zu wählen habe; 2) 
daß in Beziehung auf die Wahl der Abgeordneten zur konſtituirenden Verſamm⸗ 
lung auf jeden Fall bei der Wählbarkeit keine Beſchränkung durch Vorſchriften über 
gewiſſe Eigenſchaften in Beziehung auf Wahlcenſus oder Bekenntniß einer beſtimm⸗ 
ten Religion vorkommen und eine Wahl nach beſtimmten Ständen nicht angeordnet 
werden könne, „daß als wahlberechtigt und als wählbar jeder volljährige, ſelbſt⸗ 
ſtändige Staats⸗Angehörige zu betrachten ſei; daß jeder Deutſche, wenn er die 
voranſtehenden Eigenſchaften beſitzt, wählbar und dann es nicht nothwendig ſei, 
daß er dem Staate angehöre, welchen er bei der Verſammlung vertreten ſoll; daß auch 
die politiſchen Flüchtlinge, wenn ſie nach Deutſchland zurückkehren und ihr Staats⸗ 
Bürgerrecht wieder angetreten haben, wahlberechtigt und wählbar ſind; 3) daß die 
National⸗Verſammlung fo zuſammenberufen werden müͤſſe, daß ſie bis zum 1ten 
Mai ihre erſte Sitzung halten kann.“ — Wenn nun der erſte Wunſch, auf Her⸗ 
abſetzung des Verhältniſſes für die Vertretung auf 1 zu 50,000 Seelen bereits 
oben beifallig begutachtet worden, fo findet der Ausſchuß auch kein Bedenken, ſich 
dafür auszuſprechen, daß wenn der Ueberſchuß der Bevölkerung 25,000 Seelen 
überfteigt, ein weiterer Abgeordneter zu wählen ſei. Das Reſultat, wie es ſich 
unter Zugrundelegung der Matrikel, nach dem jetzt befürworteten Verhaͤltniſſe her⸗ 
ausſtellt, legt der Ausſchuß in einer Beilage vor. 
Beilage. 
Matrikel des Deutſchen Bundes, 
wie ſolche in der Iten Bundestagsſitzung vom 14. April 1842 berichtigt worden 
und von da an zu gelten hat. 


Bundesſtaaten: Seelenzahl: Abgeordnete: 

1: 50,000. 
Oeſterreich 9,482,226 190 
r 7,948,439 159 
Königreich Sachen 1,200,000 — 24 
Bayern IN 3,560,000 71 
Hande ve „ dehnt 1,305,351 26 
Wörter 7°, Henn 41,395,462 28 
Baden Mes 4,000,000 20 
Kurheſſen 567,868 11 
Großherzogthum Heſſen 619,500 12 
Holſtein⸗Lauenburg 360,000 7 
Luxemburg⸗Limburg 253,583 5 
Braunſchweig - 209,600 4 
Medlenburg: Schwerin . 358,000 7 
Naſſau N 302,769 6 
Sachſen⸗Weimar 201,000 4 
Koburg⸗Gotha 111,600 2 
„Meiningen 112,000 2 
„Altenburg. 98,200 2 
Mecklenburg⸗Strelitz 71,769 1 
Oldenburg. 220,718 4 
Anhalt⸗Deßau 52,947 1 
„Bernburg h 37,046 1 
J 1 32,454 4 
Schwarzburg⸗Sonderhauſen . 5 45,117 1 
„det.. al are 53,937 4 
Hohenzollern⸗Hechingen > 44,500 4 
Liechtenſteinnůn?nnn + 5,546 1 
Hohenzollern⸗Sigmaringen 35,560 1 
Wald ek 51,877 1 
Reuß, altere Linie 22,255 1 
=. jüngere Linie 52,205 4 

Schaumburg⸗Lippe 21,000 1 

N 72,062 1 
Heſſen⸗Homburg 20,000 1 
Lübeck 40,650 1 
Frankfurt . 47,000 1 
Bremen „ 48,500 1 
Hamburg BR 129,800 3 

Summa 30,164.392 BOB: 


Was aber die übrigen Anträge in Beziehung auf die Wahl⸗Qualifikation be⸗ 
trifft, ſo glaubt der Ausſchuß, ſich eines näheren Eingehens enthalten zu dürfen, 
denn es ſcheint zu genügen, ſich hinſichtlich dieſer in dem Bundesbeſchluß vom 
30. v. M. ganz offen gelaſſenen Punkte auf das einſtimmige Gutachten der Män⸗ 
ner des öffentlichen Vertrauens zu ftügen. Dieſes aber geht dahin, daß es drin⸗ 
gend anzurathen fei, die höchſten Regierungen möchten bei den vorzunehmenden 
Wahlen den von der hier verſammelt geweſenen freien Verſammlung ausgeſproche⸗ 
nen Wünſchen, ſo viel irgend möglich, entſprechen, die Bundes⸗Verſammlung 
aber möge dieſelben durch Bundesbeſchluß zu den ihrigen machen. 


Beſchluß. Daß die Bundes⸗Verſammlung, in Berückſichtigung des im⸗ 
mittelſt bekannt gewordenen öffentlichen Wunſches und geſtützt auf das einſtimmige 
Gutachten der ihr beigeordneten Männer des öffentlichen Vertrauens, ihren Be⸗ 
ſchluß vom 30. v. M. in Beziehung auf die Verhältnißjahl der Vertretung dahin 
abändere und ferner in der Weiſe vervollſtändige, daß 1) die Wahl der Vertreter 
des Volks zu der konſtituirenden Deutſchen National⸗Verſammlung ſo zu geſche⸗ 
hen habe, daß, unter Beibehaltung des Verhältuiſſes der Bundes- Matrikel, je 
nach 50,000 Seelen ein Vertreter gewählt werde, daß, wenn der Ueberſchuß der 
Bevölkerung 25,000 Seelen überſteigt, ein weiterer Abgeordneter zu wählen ſei, 
und daß jeder kleinere Staat, deſſen Bevölkerung nicht 50,000 Seelen erreicht, 
einen Vertreter zu wählen habe; 2) daß in Beziehung auf die Wahl der Abge⸗ 
ordneten zur konſtituirenden Verſammlung auf jeden Fall bei der Wählbarkeit keine 
Beſchränkung durch Vorſchriften über gewiſſe Eigenſchaften in Beziehung auf 
Wahlcenſus oder Bekenntniß einer beſtimmten Religion vorkommen und eine Wahl 
nach beſtimmten Ständen nicht angeordnet werden könne; 3) daß als wahlberech⸗ 
tigt und als wählbar jeder volljäbrige, ſelbſtſtändige Staatsangehörige zu betrach⸗ 
ten ſei; 4) daß jeder Deutſche, wenn er die voranſtehenden Eigenſchaften beſitzt, 
wählbar, und dann es nicht nothwendig iſt, daß er dem Staate angehöre, welchen 
er bei der Verſammlung vertreten ſoll; 5) daß auch die politiſchen Flüchtlinge, 
wenn fie nach Deutſchland zurückkehren und ihr Staatsbürgerrecht wieder angetre⸗ 
ten haben, wahlberechtigt und wählbar ſind; 6) endlich, daß dieſelben die höͤchſten 
Regierungen erſuche, dieſe Wahlen ſo zu beſchleunigen, daß, wo möglich, die Siz⸗ 
zungen der National-Verſammlung am 1. Mai beginnen können. 

Die zweite Sitzung des Funfziger⸗Ausſchuſſes (deren Protokoll geſtern mitge⸗ 
theilt worden) fand am 5. April ſtatt. In derſelben wurden die Anträge in Ber 
treff der Vertretung in der konſtituirenden Deutſchen National-Verſammlung ge⸗ 
ſtellt, worauf der obige Beſchluß des Bundestages ergangen iſt. 


Frankfurt, den 9. April. Deutſche Brüder aus Oeſterreich ſind heute 
früh um 4 Uhr eingetroffen. Die Mehrzahl derſelben wollte die Oeſterreichiſchen 
Erbländer auf der vorberathenden Verſammlung vertreten, die ihre Sitzungen am 
Dienſtag bereits geſchloſſen hat. Aber nichts deſto weniger werden es alle Deut⸗ 
ſche mit Freuden vernehmen, daß wir die Oeſterreichiſchen Männer des Volks hier 
froh willkommen heißen und uns von ihrer Anweſenheit, aus ihrem Wirken für die 
Einheit und Stärke Deutſchlands Segensreiches verſprechen. Die Angekommenen 
ſind Graf von Auersperg (Anaſtaſius Grün), als Vertrauensmann bei den 
Berathungen des Bundestags mitwirkend; ferner die Herren Andriani, Schuſelka, 
Kuranda, Endlicher, Lanmarunga, Schilling, v. Mühlfeld, v. Schmerling, Horn⸗ 
poſtler, Giskrin, Gerold, Schneider. Begleitet ſind dieſe Herren von ſechs Wiener 
Studenten und den Wagen, mit welchem fie eintrafen, zierte die ſchwarz-roth⸗gol⸗ 
dene Fahne, welche in den Wiener Märztagen im Kampf für die Freiheit von meh⸗ 
reren Kugeln durchlöchert worden iſt. 


s Hamburg, den 10. April. Unſere Nachrichten aus Schleswig⸗Holſtein 
ſind folgende: Am 6. kam es zum erſten Vorpoſtengefecht zwiſchen den Schleswig⸗ 
Holſteinſchen und den Däniſchen Truppen. Die Dänen wurden von Schleswig⸗ 
Holſteinſchen Jägern unter Anführung des Preußiſchen Lieutenants v. Katzler 
von Hoſtrup, einem Dorf zwiſchen Flensburg und Apenrade bis Rinkenis zurück⸗ 
gedrängt. Das Gefecht war kurz und lebhaft; auf Däniſcher Seite fielen 1 Offi⸗ 
zier und einige Gemeine, auf Schleswig-Holſteiniſcher waren nud einige Leute 
nicht erheblich verwundet. Auch Munition und 2 Kanonen wurden den Dänen ab⸗ 
genommen. — Am 7. landeten unter dem Schutz Dänifcher Kriegsfahrzeuge Dä⸗ 
niſche Truppen auf Holnis, wo ſie ſich verſchanzt haben. Durch eine dieſſeitige 
Batterie hat das Dänifche Kriegsſchiff „Genfer“ einen Maſt verloren une mußte 
ins Schlepptau genommen werden. — Berichte aus Rendsburg vom 9. melden, 
daß die Schleswig-Holſteinſchen Truppen in Folge der Drohung Däniſcher Kriegs⸗ 


ſchiffe, Flensburg zu bombardiren, die Stellung bei Bau geräumt und eine feſte 


Poſition hinter Flensburg genommen haben. Der König iſt in Flensburg einges 
zogen. Vor Kiel hat ſich eine Däniſche Kutterbrigg gelegt. — Geſtern find hier 2 
Bataillone des 20. Preußiſchen Infanterie- Regiments nach Altona durchgegangen. 
Bremen, den 10. April. — Geſtern ſind 1200 Mann Oldenburgiſcher In⸗ 
fanterie hier eingerückt, um an die Elbe zu gehen; in den nächſten Tagen werden 
weitere Truppen folgen. Es ſind kräftige, gut eingeübte Leute, die vor Berlane 
gen brennen, ſich in Schleswig mit dem Feinde zu meſſen. Wie man vernimmt 
ſoll es mit der Ausrüſtung der Artillerie in Oldenburg nicht ſo beſtellt ſein, wie 
man wünſchen muß; es fehlt an neuen Geſchützen, ſogar Lafetten ſollen in nicht 
genügender Anzahl vorhanden ſein. Die Oldenburgiſchen Truppen werden übri⸗ 
gens nicht auf der Eiſenbahn weiter gefördert, da man ſich wegen der Transport⸗ 
koſten mit der Hannoverſchen Bahnverwaltung nicht hat einigen können. 
München, den 8. April. Unſer König ſteht im Begriffe, den Schleswig⸗ 
Holſteinern thätige Hülfe zu leiſten, indem ſechs der vorzüglichſten Baieriſchen Of- 
ſiziere ſchleunigſt an den Kriegsſchauplatz abgeſchickt werden. Es ſind ferner aus 
der Privatkaſſe Sr. Majeſtät nicht unbedeutende Unterſtützungen an einige hier 
befindliche Schleswiger zur Heimreiſe ausbezahlt worden. Auch finden die echt 
Deutſchen Schritte der Preußiſchen Regierung am Bundestage in Bezug auf die 
Vorgänge in Schleswig von Seiten unſerer Regierung die lebhafteſte Unterſtützung. 
Die Kammer der Abgeordneten hat in ihrer geſtrigen Sitzung die nachſtehende 
Mittheilung an die bei der Frankfurter Versammlung befindlichen Mitglieder bes 
(Hierzu zwei Beilagen und No. 1. des „Deutſchen konſtitutionellen Blattes 
für das Großherzogthum. “) 8 
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ſchloſſen: „Die Kammer der Abgeordneten hat in der heutigen Sitzung vom 4. 
April das unterzeichnete Direktorium beauftragt, die verehrlichen Mitglieder, welche 
dermal bei der Nationalverſammlung in Frankfurt anweſend ſind, unverweilt vor 
Abgang der Poſt in Kenntniß zu ſetzen, daß die Kammer durch einſtimmigen 
Beſchluß ſich dahin ausgeſprochen hat: daß fie zur Erzielung der Einheit Deutſch⸗⸗ 
lands und eines Deutſchen Parlamentes auf den Grundlagen des reinen Prinzips 
der conſtitutlonellen Monarchie ſich forthin zu bewegen und nur in dieſem Sinne 
und Geiſte der Entwickelung des ſtaatlichen Lebens die von der Zeit geforderte 
Vervollkommnung zu verſchaffen gewillt ſei, mit Beifügung des Wunſches, daß 
die in Frankfurt anweſenden verehrlichen Mitglieder dieſes Prinzip als Grundlage 
ihrer Wirkſamkeit aufnehmen, feſthalten und in deſſen Förderung und Vervoll⸗ 
kommnung ausharren mögen.“ (Folgen die Unterfchriften.) 

Stuttgart, den 6. April. (Schw. M.) Sicherm Vernehmen nach iſt 
im Hinblick auf die gegenwärtigen Zeitverhältniſſe durch Beſchluß des Bundestags 
die Beſetzung der Bundesfeſtung Ulm verfügt worden. Gemäß der beſtehenden 
Ordnung für dieſe Bundesfeſtung wird die Beſatzung derſelben zum Theil von der 
k. k. Oeſterreichiſchen Regierung gegeben, und werden daher in kurzer Zeit eine 
Artillerieabtheilung von 300 Mann und ungefähr 3300 Mann Infanterie in 
die Bundesſeſlung einrücken. Auch kann der Fall eintreten, daß ein Durchmarſch 
von Oeſterreichiſchen Truppen zu Beſetzung der Bundesfeftung Raſtatt durch eins 
zelne Theile des Landes in der nächſten Zeit erfolgen wird. 

Ludwigsburg, den 6. April. (L. Tagbl.) Heute Nachmittag ging es 
ſehr lebhaft auf unſerem Bahnhofe zu. Es find nicht weniger als 26 Stück Ge⸗ 
ſchütz, und zwar 16 Sechspfündner, 6 Achtzehnpfündner, und 4 Zwölfpfündner 
für die Bundesfeſtung Ulm auf offene Wagen geladen worden, um mit der Eiſen⸗ 
e. bis Sießen transportirt zu werden. Eine Anzahl Munitionswagen wird 
olgen. 

Oeſterreichiſche Staaten. 


Wien, den 9. April. Der bei dem Neapolitaniſchen Hofe beglaubigte dieſ⸗ 
feitige Geſandte, Füͤrſt Felir Schwarzenberg, iſt am 28. Maͤrz von Neapel 
abgereiſt; über die Veranlaſſung zu dieſem Schritte enthält die Wien. Ztg. vom 
heutigen Tage in ihrem amtlichen Theile Folgendes: Am Abend des 25. März 
erdreiſtete ſich ein Volkshaufen, von dem Hauſe des Geſandten das Oeſterreichiſche 
Wappen herabzureißen und auf öffentlichem Platze zu verbrennen. Eine vierzig 
Mann ſtarke, von einem Offizier befehligte Abtheilung der Bürgergarde ſah dies 
ſem Frevel zu, ohne den Verſuch zu wagen, ihn zu verhindern. 

Noch am nämlichen Abend reichte Fürſt Schwarzenberg eine Note ein, um 
für dieſe Verletzung des Völkerrechts ſchuelle und angemeſſene Genugthuung zu bes 
gehren. Als am Morgen des 27ſten noch keine Antwort erfolgt war, erließ der 
Geſandte eine zweite Note, um auf einer ſchnellen Antwort zu beſtehen und zu 
erklären, daß er ein längeres Schweigen als einen Beweggrund betrachten müſſe, 
um jede diplomatiſche Verbindung mit der Neapolitaniſchen Regierung abzubrechen. 
Im Laufe des Tages erhielt er hierauf eine Antwort. Da der Juhalt dieſer 
Note keinesweges geeignet war, den Geſandten zu befriedigen, fo blieb ihm 
nichts Anderes übrig, „als noch an demſelben Tage ein Land zu verlaſſen, wo 
feine offiziellen Beziehungen durch eine grobe Verlegung des Völkerrechts unterbro— 
chen worden waren, und wo ſein längeres Verweilen keinen Nutzen mehr gewährt, 
ſondern nur die Ehre und Würde des Kaiſerhauſes bloßgeſtellt haben würde.“ 

Wien, den 10. April. — Die in der Wiener Zeitung gemeldete Nachricht 
von der Abreiſe der Kaiſerin Mutter und des Erzherzogs war voreilig. J. M., 
ſo wie der Prinz, weilen noch hier, und die Kaiſerin Mutter begiebt ſich ver— 
muthlich nach dem Schloß Perſenburg in Ober-Oeſterreich, der Erzherzog Lud⸗ 
wig aber nach dem Schloſſe Schloßhof bei Preßburg. Die Vertreibung der Liguo⸗ 
rianer, welche jener Fürſtin ſo viel zu verdanken haben, hat einen erſchütternden 
Eindruck auf ſie gemacht. Auf dieſe vorgeſtern von hier verwieſenen Prieſter ma⸗ 
chen die Bauern von Engendorf ein förmliches Treibjagen, ſo daß die National⸗ 
garden herbeigerufen wurden, um ſie zu retten! Sie haben hier große Beſitzun⸗ 
gen und viele Reichthümer zurücklaſſen müͤſſen. 

„ Wien, den 10. April. Der Schluß des Ungariſchen Landtags iſt um 
einige Tage verſchoben worden. Der Kaiſer, deſſen Abreiſe auf geſtern feſtge— 
ſetz war, wird uns erſt am Mittwoch verlaſſen. Den Geſetzentwurf wegen eines 
jährlichen Landtages in Peſth hat der Kaiſer beſtätigt. — Unſere heutige Zei⸗ 
tung enthält die Meldung, daß der beim Neapolitaniſchen Hofe beglaubigte 
K. K. Geſandte Fürſt Schwarzenberg ſich veranlaßt gefunden hat, Neapel am 
28. März zu verlaſſen. Ein Volkshaufe hatte von dem Geſandſchaftshotel das 
Oeſterreichiſche Wappen im Angeſicht einer 40 Mann ſtarken Abtheilung der 
Bürgergarde, ohne daß dieſe es verhindert hätte, herabgeriſſen und öffentlich 
verbrannt. Das Neapolitaniſche Miniſterium verſagte dem Geſandten die Ge⸗ 
nugthuung, worauf derſelbe abreifte. — Die Truppenſendungen nach Italien 
dauern fort, werden indeß äußerſt langſam betrieben. Man ſcheint bereits 
entſchloſſen, Italien aufzugeben, jedoch nicht ohne Geldentſchädigung und gün⸗ 
ſtige Handelsverträge. — Die Katzenmuſiken ſind gegenwärtig hier an der Ta⸗ 
ges⸗Ordnung. In den letzten zwei Nächten erhielten dergleichen die ꝛc. Schot⸗ 
ten, Piariſten und Mechitariſten; auch vor die Häuſer des verhaßten Juſtiz⸗ 
Miniſters, Grafen Taafe, und des päpſtlichen Nuntius Viale-Prela, zog der 
aufgeregte Haufe. Letzterem wurde das Wappen abgeriſſen. Er hat ſich aufs 
Land begeben und wird wohl binnen Kurzem nach Rom zurückkehren. — Das 


ehemalige Liguorianerkloſtergebäude iſt zu Staatswerken beſtimmt worden. — 
Aus Mailand gehen uns Briefe zu, daß dort die Nachricht eingetroffen ſei, 
daß die Franzöſiſche Regierung die jetzige Lombardiſche Regierung anerkenne, 
dem Verfahren Sardiniens feinen Beifall ſchenke und ein Heer von 60,000 
Mann am Po auſſtellen wolle, um nöthigenfalls die Sache Italiens zu unter⸗ 
ſtützen. Auch bringt die Mailänder Zeitung die Nachricht, daß ein Franzöſi⸗ 
ſches Geſchwader mit Truppen im Golfo di Spezzia eingelaufen ſei. Die 
Italiener ſcheinen dies jedoch nicht gern zu ſehen, indem ſie Eroberungsgelüſte 
befürchten. In officieller Weiſe wird ferner das Gerücht widerlegt, als hätte 
der Britiſche Geſandte gegen den Einmarſch des Sardiniſchen Heeres in dit 
Lombardei Proteſt eingelegt. — Die neueſten Nachrichten vom Kriegsſchauplatz 
find: Feldmarſchall Radetzky iſt am 1. April mit 16,000 Mann von Monte⸗ 
chiaro nach Verona auf dem Wege über Diſenzano aufgebrochen. Ihm vor⸗ 
aus geht durch alle Ortſchaften ein Kommiſſair mit der Proklamation aus 
Crema, wodurch die Auslieferung von Waffen und Bereitung von Quartieren 
befohlen wird. In Verona ſollen ſich 22,000 Mann zuſammenziehen. Dem 
gefangenen General Schönhals hat Radetzky geſchrieben, er hoffe ihn bald zu 
befreien und an den treuloſen Breſcianern zu rächen, da er über 100,000 Mann 
verfügen könne. 


Frankreich. 

Paris, den 8. April. Die proviſoriſche Regierung hat entſchieden, daß 
der Eröffnung der National + Verſammlung ein großes National- Feſt auf dem 
Marsfelde vorhergehen ſoll. 

Im letzten Conſeil ſoll von Rückberufung Arago's und Beaujolly's aus Lyon 
die Rede geweſen ſein, weil ſie zur Freigebung eines aufſäſſigen Unteroffiziers 
genöthigt wurden. Man hat aber angeblich blos beſchloſſen, daß die zwei Re⸗ 
gimenter, welche gegen die Subordination verſtoßen haben, von Lyon entfernt, 
beurlaubt und neu organiſirt werden ſollen. 

Alle Generale, welche zu den Comité's der verſchiedenen Waffen gehörten, 
ſind mit ihren Adjutanten zur Verfügung geſtellt worden. Ausgenommen ſind 
blos diejenigen Offiziere, welche Mitglieder des Vertheidigungs-Comité's oder 
demſelben beigegeben waren. 

Die proviſoriſche Regierung hat eine Telegraphiſche Depeſche aus Chambery 
erhalten, die ihr anzeigt, daß es dort am 4. April einer reactionären Bewegung 
gelungen ſei, die Republik wieder abzuſchaffen und die proviſoriſche Regierung zu 
verjagen! Die Behörden Karl Albert's ſind wieder eingeſetzt worden. Im Gan⸗ 
zen waren kaum 800 Savoyarden, die aus Frankreich un be wa ffnet zurück⸗ 
kehrten, und eine Anzahl Genfer Patrioten bei Einſetzung der Republik thätig. 

Unſere Börſe war heute ungemein belebt, und die Renten gingen namhaft 
in die Höhe. Dieſes Steigen hat in einigen Gewinuſt⸗Realiſationen und vorzüg⸗ 
lich in der nach Berlin gelangten Depeſche des Kaiſers von Rußland: „ſich nicht 
in die weſtländiſchen Angelegenheiten zu miſchen“ ſeinen Grund. 

pan ien. 

Madrid, den 2. April. Die Verhaftungen dauern fort; man nennt 
die HH. Olozaga, Antonio Sejas, Galvez Canero unb Andere unter den ein⸗ 
gezogenen Perſonen. Hr. Salamanca ſoll mit Mehren bei der Engliſchen Ge⸗ 
ſandiſchaft verborgen ſein. Die Ruhe hält an. 

Großbritannien und Irland. 

London, den 6. April. Ihre Majeſtät die Königin wird nächſten Sonna⸗ 
bend mit dem ganzen Hofe uach Osbornehouſe auf der Inſel Wight abgehen. — 
Es geht in hohen Kreiſen das Gerücht, daß die Königin im Monat Juli Irland 
beſuchen wolle und der Lord-Lieutenant bereits davon in Kenntniß geſetzt worden 
fei, mit dem Auftrag, das Dubliner Schloß und die Vicekönigliche Wohnung 
zum Empfang der Königin in gehörigen Stand ſetzen zu laſſen. 

Die Chartiſten-Bewegung greift mächtig um ſich. In London ſitzt ſeit ges 
ſtern ein förmlicher Convent, der die Vorbereitungen leitet. 

Ji t i n 7“ 

Genua, den 1. April. (Köln. Ztg) Geſtern kamen in dem Dampfſchiffe 
„Virgilio“ 180 freiwillige Neapolitaner hier an. Es war diee der erſte Schub 
von — wie es hier verlautet — 6000 Mann, welche die Prinzeſſin Belgiojoſo 
auf eigene Koſten aufſtellen will. Dieſe Prinzeſſin befand ſich gleichfalls an Bord 


des „Virgilio“ und wurde von zahlreich verſammelten Volkshaufen bei ihrer Lan⸗ 


dung im hieſigen Hafen mit unglaublichem Jubelgeſchrei empfangen und in einer 
Sänfte nach dem Gouvernementshauſe gebracht. Abends ließ ſich die Prinzeſſin 
in einer offenen Gänfte durch die ganze Stadt tragen, wobei unendlicher Volks⸗ 
jubel ſie überall begleitete. Nicht weniger enthuſiaſtiſch war der Empfang jener 
Freiwilligen ſelbſt, welche faſt alle lebensluſtige, freudige Geſichter waren. Alle 
trugen ſtahlgraue Kapotte und waren mit Flinten verſehen. Die Hauptbedeckung 
allein war unregelmäßig. Kaum die Hälfte trug Feldmützen. Die Uebrigen 
trugen Hüte und Mützen von allen möglichen Formen. Im Hafen ſelbſt wurden 
ſie von einer Deputation der hieſigen Bürgergarden empfangen. Des Herzens 
und Küffens war kein Ende, bis die Ankömmlinge nach einer hieſigen Kaſerne 
abmarſchirten. Abends waren in allen Kaffeehäufern die hieſigen Männer der 
Bewegung um einige Neapolitaner verſammmelt. Wahrſcheinlich werden ſie heute 
Abend nach Pavia abmarſchiren. Ob die von der Prinzeſſin Belgiojoſo gewor⸗ 


. 


benen Freiwilligen wirklich ſich der Zahl von 6000 nähern, dürfte doch einigem 


Zweifel unterliegen, da ſie nicht nur die Einkleidung aus eigenen Mitteln zu bes 
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ſtreiten hat, ſondern auch außerdem 1 Franken per Mann täglichen Sold bezah⸗ 
len muß, und zwar während der ganzen Dauer des Inſurrections-Krieges, wel— 
cher, da er, bis auf das Kreuz auf der Bruſt, ganz den Charakter eines Kreuz⸗ 
zuges annimmt, noch ſehr große Zweifel über ſeinen Ausgang und ſeine Dauer 
läßt. Dies iſt nun zwar hier keinesweges die allgemeine Meinung, nach welcher 
die Befreiung Italiens von der Fremdherrſchaft, ſo zu ſagen, vollendet iſt. Die 
von den hieſigen und Turiner Zeitungen gegebenen Mittheilungen über die Zu⸗ 
ſtände in der Lombardei verdienen wenig Glauben. 

Rom, Sardinien und Toscana ſollen einen Vertrag abgeſchloſſen haben, 
nach welchem Italien in 6 Staaten getheilt werden ſolle, als ein Staatenbund 
mit einem Bundestage in Rom. 


——ͤ—ͤ—ͤ—é 


Vermiſchte Nachrichten. 


Poſen, den 13. April. (Eingeſandt.) Wie wir vernehmen und auch zu 
glauben berechtigt ſind, ſtehen gegenwärtig 30 oder gar 40,000 Mann Preußi⸗ 
ſcher Truppen zu unſerem Schutze im Großherzogthum Poſen; — und doch wer- 
den Deutſche ausgeplündert und gemißhandelt; — und doch müſſen die Königli⸗ 
chen Beamten zu Strzalkowo über die Gränze flüchten und Schutz bei den Ruſſen 
in Polen ſuchen; — und doch werden die Königlichen Poſten im eigenen Lande 
nicht mehr durchgelaſſen; — und doch treffen die Königl. Poſtwagen mit ab⸗ 
geriſſenen Adlern Hier ein!! Begreife, wer's kann! 

Poſen. — Einem hieſigen Bürger ift nachſtehendes Schreiben aus Trzeme⸗ 
ſino zugegangen, deſſen Juhalt uns heute Vormittag durch den flüchtig gewor⸗ 
denen evangeliſchen Prediger aus Trzemeſzuo als in der Hauptſache durchaus rich, 
tig beſtätigt worden iſt. Wenige Tage vor dieſen Blutſcenen hatten die dortigen 
Iſraeliten zur Unterhaltung des Poln. Kriegsvolkes, welches aus Senſenmännern, 
bereits uniformirten Poln. Ulanen und der bewaffneten Schützengilde beſtand, noch 
50 Rehlr. freiwillig aufgebracht. Das einrückende Preußiſchen Militair, welches 
von der Verlängerung der Capitulation bis zum nächſten Voemittage noch nicht 
Kenntniß hatte, dieſe vielmehr leider zu fpät von Gneſen aus durch einen Parla⸗ 
mentair bekam, ſoll dem Pomm. 14. Regimente angehört haben. Ein Offizier 
ſoll verwundet worden und ein Unteroffizier geblieben ſeyn. 7 

\ Trzemeſzno, den II. April. 

Kaum bin ich im Stande, Euch dieſe hier nachfolgende Nachricht mitzuthei, 
len: Geſtern 11 Uhr Vorm. ruͤckte etwas Preuß. Militair hier ein; unſere Polen 
wollten es nicht hereinlaſſen, und gerade zu unſerem Schrecken kam daſſelbe von 

da herein, wo ich wohne. Es kam alſo zu einer kleinen Schlacht. Ich, meine 
Frau und Kinder, wie auch meine beiden Poln. Dienſtmädchen, wir mußten uns 
in den Keller verbergen, indem die Kugeln um mein Haus herum wie ein Hagel 
fielen. So dauerte es zwei Stunden nachdem dieſes nachgelaſſen, begab ich 
mich auf meinen Boden, um zu ſehen, wie die Sachen ſtehn. Um mein Haus 
herum und auf dem Markt lagen 13 Leichen von den Polen und eine Maſſe Vers 
wundeter. Auch ein Jude wurde aus Unvorſichtigkeit von den Preußen erſchoſſen. 
Nach dieſer Scene verließ uns leider das Militair und überließ uns unſerm Schick⸗ 
ſal; es wurde alſo ſämmtlichen Juden und Deutſchen auf den Kopf geredet, die 
meiſten Todten von den Polen wären von den Inden und Deutſchen erſchoſſen 
worden, ſelbſt mir wollte man ſagen, ich habe zum Fenſter hinausgeſchoſſen, was 
aber gewiß nicht wahr iſt, und noch ein Gluͤck, daß ich die Polniſchen Dienſt⸗ 
madchen hatte, die immer um uns waren und ſahen wie ich mich benommen habe, 
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dennoch aber, wurde ich unter Begleitung mehrerer Senſenmäunet und anderer 
Bewaffneten auf die Wache gebracht, bin aber bis jetzt noch frei. Kaum war 
das Preuß. Militair heraus, fo wurde der jüngſte Kutnowski erſchoſſen, und 
noch andere Leute, von den Inden, todt geſchlagen, es ſind 4 oder 5 jüuͤ⸗ 
diſche Leichen. Meine beiden Polniſchen Mädchen find ſofort abgegangen, da fie 
fürchten mit uns zuſammen todtgeſchlagen zu werden. Denke Dir alſo meine Ge⸗ 
müthsſtimmung in dieſer Stadt, hier wo ich fürchte meines Lebens nicht ſicher zu 
fein. Schreibe mir was ich anzufangen habe. Dein Bruder S. B. 
Mg. Schildberg, den 9. April. Geſtern hielt der kathol. Vikarius hier 
eine famoſe Predigt, verſprach dem Bauer den Erlaß der Zinſen an den Guts- 
herrn, und bemerkte, daß nun keine Abgaben mehr zu zahlen fein werden, pflanzte 
eine Polniſche Fahne auf die Kirche und erklärte den Behörden, daß er hier 
beauftragt ſei, konnte ſich aber nur mit der Gazeta polska ausweiſen, die ſchon 
den Pelz vom Fuchſe verſchenkt und den Fuchs noch nicht geſehen hat. Der Land⸗ 
rath und Bürgermeiſter wollten die Fahnen abgenommen wiſſen, mußten aber 
ruhig abzichen, weil ein fanatiſcher Haufen Mieue machte, mit Steinen dieſelben 
zu vertheidigen. f (Schleſi. Zig) 
Marienwerder; den 9. Aptil. Der Polizei⸗Präſident Lauterbach aus 
Königsberg, welcher ſeit 14 Tagen die Grenzgegenden gegen Rußland und Polen 
bereiſt, iſt heute hier eingetroffen, und hat die beruhigende Nachricht mitgebracht, 
daß im Königreich Polen bis jetzt alles ruhig und die Landesgrenze mit Ruſſen 
nicht ſtärker beſetzt iſt, denn früher, daß dagegen in der Gegend von Kaliſch ein 
Ruſſiſches Obſervatlonskorps gegen das Großherzogthum Poſen und Schleſien 
aufgeſtellt werde. Hr. ꝛc. Lauterbach kehrt an die Grenze wieder zurück. 
Thorn, den 8. April. Jenſeit der Weichſel ſcheint man an das Fortbe⸗ 
ſtehen des Friedens nicht mehr zu glauben. Die Grenze iſt von morgen ab ge 
ſperrt, der Art, daß aus Polen Niemand nach Preußen darf, und Reiſende von 
hier aus nur mit einem vom Ruſſ. Konſul ausgeſtellten Paß nach Polen gelaſſen 
werden. Die vorhandenen Schußwaffen ſind den Bewohnern Polens abgenom⸗ 
men worden. Starke Ruſſiſche Truppenmaſſen befinden ſich ſchon in der Nähe 
ber Grenze (f. unter „Marienwerder. ) Zur Zeit find fie bis Plock vorgerückt, 
doch werden fie nächſtens in den kleineren Städten Lipno, Wloclawek, Niſzawa, 
erwartet, da für fie Quartiere beftellt worden find. Nach der allgemeinen Stim⸗ 
mung zu urtheilen, die ſich in allen Ständen laut kund giebt, dürfte der erſte 
Ruſſiſche Soldat, der unſere Grenze feindlich überſchreitet, das Signal zu einer 
freiwilligen Erhebung en masse geben. (Königsb, Ztg.) 
TTTTTTTTTVTbTbTCbTT—T—T——————————————— 
Bei Reorganifation der Provinz Poſen würde es zur Zufriedenheit der 
Bewohner Polniſcher Nationalität eben ſo nöthig ſeyn, auch die Militair⸗Ange⸗ 
legenheiten zu beachten. Der Pole fühlt zwar das Vedürfniß, fi in den Waf⸗ 
fen zu üben und ſich Alles anzueignen, was den angebornen militairiſchen Geiſt 
unterflügen kann, es widerſtrebt aber feinem Charakter, ſeinen Sitten und ſei⸗ 
ner Mutterſprache, Deutſchem Kommando und Deutſchen Offizieren zu gehor⸗ 
chen. Man ſormire einige Regimenter Infanterie, Kavallerie (Ulanen) und 
einige Compagnicen Artillerie, kleide fie in Uniformen mit nationalen Abzeichen 
und laſſe fie nur von Offizieren Polniſcher Abkunft in ihrer Mutterſprache kom⸗ 
mandiren. — Das Rekrutirungsweſen und die Landwehrverhältniſſe ließen ſich 
in gleicher Art regeln, das Exercier-Reglement, ſo wie alle übrigen Milttaireine 
richtungen könnten die befichenden bleiben und die Armee wie jetzt aus Märki⸗ 
ſchen, Pommerſchen, Schleſiſchen, Sächſiſchen, Weſtphäliſchen, Preußiſchen 
und Rheiniſchen, künftig auch aus Polniſchen Regimentern zuſammengeſetzt ſeyn. 
— Die nationale Einrichtung dürfte mehr wie alles andere die Polen der Pros 
vinz der Preuß. Staatsregierung befreunden. Grunwald, Rittmeiſter a. D. 
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Nothwendiger Verkauf. 


Königlich Sächſiſche 
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Lande und Stadtgericht zu Poſen. 


Erſte Abtheilung, den 13ten November 1847. 

Das Grundſtück des Ober» Landesgerihts- Regie 
ſtrators Valthaſar Rymarkiewicz sub No. 
117. St. Martin zu Poſen, nebſt Garten, abge 
ſchätzt auf 5199 Rthlr. 25 Sgr. 4 Pf., zufolge der 
nebſt Hypothekenſchein und Bedingungen in der Re⸗ 
giſtratur einzuſehenden Taxe, foll 

am 16ten Juni 1848 Vormittags 

r 


11 up 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 


Bekanntmachung. 

Im Auſtroge des Königlichen Provinzial⸗Steuer⸗ 
Direktors zu Poſen wird das unterzeichnete Haupt⸗ 
Steuer⸗Amt in dem Dienſigelaſſe des Königlichen 
Steuer⸗Amts zu Birnbaum, 

am Aten Maid J. Vormittags 10 Uhr 
die Brücken⸗ und Dammgeld⸗Ethebung zu Gros⸗ 
dorf bei Birnbaum an den Meifbietenden, mit 
Vorbehalt des höheren Zuſchlages, vom Iſten Juli 
d. J. ab zur Pacht ausbieten. Nur dispoſitionsfã⸗ 
hige Perſonen, welche vorher mindeſiens 50 Rihlt. 
baar oder in annehmbaren Staatspapieren bei dem 
Königl. Steuer⸗Amte in Birnbaum niedergelegt ha⸗ 
ben, werden zur Bietung zugelaſſen. Die Pacht⸗ 
bedingungen find bei uns und bei dem Steuer⸗Amte 
zu Birnbaum von heute während der Dienſiſtunden 
tinzuſehen. Meſeritz, den 7. April 1848. 
f Königl. Haupt⸗Steuer⸗Amt. 


Lebens⸗Verſicherungs Geſellſchaft 
zu Leipzig. 

Aus dem über das Jahr 1847 erſchienenen Be⸗ 
richte dieſer Anſtalt find die nachfolgenden Reſultate 
entnommen, aus welchen hervorgeht, wie dieſelbe 
eine immer größere Ausdehnung erlangt, aber auch 
dagegen durch Auszahlung verſicherter Capitalien 
den Beweis geliefert hat, wie wohlthätig der Ein⸗ 
fluß auf die Hinterbliebenen iſt, wenn der Werfor- 
5 auf eine Lebens⸗Verſicherungs-Polize Bedacht 

e. 
ſind zuverläſſig Viele, deren Hinterlaſſene ohne die 
ülfe der Kaſſe in Dürſtigkeit verfegt worden wären. 


Verſicherungsanträge . . 489. mit 549,300 Thlr. 
Abgeſchl. Verſicherungen 389. „404,000 
Sterbefälle. * „ 112. 126, 0 
Mitgliederzahl überhaupt 4419. » 5,258,000 
ahres Einnahme . 260,630 
Ausgabe 132,483. 


Geſammt fonds 894,960 
Nähere Auskunft und Anmeldung zu Verſicherungen 
bei George Treppmacher, 

Agent in Poſen, 
Breiteſtraße No. 26. 
rr ER BRELTTECH RER ELTEN U TRERSN 


Ein Sohn rechtlicher Eltern, der der Deutſchen 
und Polniſchen Sprache mächtig iſt und die Hand⸗ 
lung erlernen will, findet ſofort ein Unterkommen 


bei Guſtav Bielefeld, 


Markt No. 87. 


enn unter den verſtorbenen Mitgliedern. 


beſten Honig, als eingelegte Gurken, ſo wie auch 
die beliebte friſche Tiſchbutter iſt zu haben Breiteflr. 
No. 21. und Friedrichsſtraße No. 16 vis à vis der 
neuen Brodhalle. Iſaac Reich. 


Leiſe Anfrage. 

Was iſt der Herr General⸗Major von Willi- 

ſen ſeinem Innern nach für ein Landsmann? 
H. 

enen e 

Polen und Deutſche tragen jetzt ihre National- 
Farben, nur die Juden behelfen ſich noch mit frem⸗ 
den! Sollten denn die ihrigen nicht noch zu ermit⸗ 
teln ſeyn? 


Getreide-Marktpreiſe von Poſen, 


den 12. Aptil 1848. en AST, 
(Der Scheffel Preuß.) e PR 
Weizen d. Schfl. zu 16 Mz. 1 5 7/ 1 14, 5 
oggen dito 1 1 1 145 
Gerſte 3 — 26 8 1 111 
afet. % M — 1 171 9 — 20 
Buchweizen — — |] Zus 
3 „ 0 — A 11 1 1 
Kartoffenlnn 1 — 17/9 
Heu, der Ctr. zu 110 Pfd. _ 27 8 
Stroh, Schack zu 1200 Pf. 4 20 — 5 10.— 
Butter das Faß zu S Pfd. 2 5 — 2 10.— 


% 89. Zweite Beilage zur Zeitung fü 


r das Großherzogthum Poſen. 


den 14 April 1848. 


Vereinigter Landtag. 
(Schluß.) 


Herr Winzler rechtfertigte ſich gegen die Ausſtellung des Miniſters und 
wies fie, falls fie ſich auf ihn beziehen ſolle, zurück. 

Herr v. Gaffron ſprach über die Vefugniſſe des Landtags zur Berathung 
und Begutachtung der Vorlage. Sie ſei allerdings überraſchend gekommen, 
um ſo mehr, als man geglaubt habe, der Landtag werde ſich nur mit der 
Grundlage der Wahl für die Verfaſſungs-Verſammlung beſchäftigen. Aus der 
Auseinanderſetzung der Miniſter und dem eigenen Vewußtſein habe man ſich 
indeß von der Dringlichkeit der vorliegenden Propoſttion und davon über⸗ 
zeugt, daß der Landtag doch jetzt noch das einzige geſetzliche Organ ſei. Aus 
Gründen des inneren Rechts könne man die Beſchlußnahme nicht ablehnen. 
Was zunächst den geforderten Credit von 15 Millionen Thalern für die Heeres—⸗ 
Mobilmachung betreffe, ſo könne man nicht verkennen, daß Stoff zum Kriege 
vorhanden ſei und Preußen für Deutſchland mit gerüſtet ſein müſſe. Wolle 
man geiſtige Grundlagen, fo dürfen auch materielle Mittel nicht fehlen. Ueber 
die etwanige Aufbringung möge das Miniſterium entſcheiden, eine Auflage könne 
aber lediglich den Wohlhabenden treffen. Was ſodann die Bürgſchaft bis zu 
25 Mill. betreffe, ſo erſcheine die Summe zwar bedenklich, man möge indef 
erwägen, daß eine Bürgſchaft noch keine Schuld ſei. Habe man alſo Gründe 
der Nothwendigkeit zur Annahme der Vorſchläge, ſo liegen auch moraliſche 
vor, da man in ſolcher Weiſe dem Miniſterium Vertrauen zeige. Dieſes 
erwecke Gegenvertrauen, daß die Regierung nämlich Kraft und Energie zur 
Herſtellung der Ordnung entwickeln werde. Der Redner dankte ſchließlich dem 
Miniſter des Innern dafür, daß die ländliche Bevölkerung auf friedlichem, ge— 
ſetzlichen Wege ju ihrer Pflicht geführt werde, und ſprach den Wunſch aus, 
daß die Verhältniſſe dieſes Theils der Einwohner doch der künftigen Volksver— 
tretung mit zuerſt vorgelegt werden. Er ſtimmte ſchließlich für die vorliegen— 
den Anträge. 

Herr v. Bismarck-Schönhauſen: Nachdem die dem Landlag vor⸗ 
gelegten weſentlichen Grundlagen bereits Geſetzeskraft erlangt haben, würde 
die Regierung in der nächſten Verfaſſungs-Verſammlung einen wirkſameren 
Schutz gefunden haben. Für die Kürze der Zeit bis zu der nächſten 
Verſammlung ſeien 113 Million Thlr. vollkommen ausreichend, und er 
(der Redner) müſſe bedauern, daß man dem Landtage eine Bewilligung von 
40 Millionen zugemuthet habe. Ueberhaupt habe man ſich die Bedürfnißfrage 
gar nicht recht klar gemacht. Der Finanzminiſter habe im vorigen Jahre, als 
er die Stadt Aachen vertreten, geſagt, man müſſe ber Geldbewilligungen ſehr 
vorſichtig fein Die Zeit fei allerdings zu kurz geweſen, um erſchöpfende Vor⸗ 
lagen zu machen, das Miniſterium hätte doch aber mehr geben müſſen, als ges 
ſchehen ſei. Er proteſtire gegen das eingeſchlagene Verfahren, denn die ganze 
durch den Induſtrialismus verſchuldete Laſt (Unterbrechung) werde, nach den 
vorgeſchlagenen Maßregeln, auf dem platten Lande und den kleinen Städten 
ruhn, der induſtrielle und Geldverkehr der großen Städte aber überwiegende 
Vortheile haben. Eben ſo unzeitig erſcheine ferner der Erlaß der Mahlſteuer, 
indem abermals die kleinen Städte und das platte Land die Laſt davon tragen. 
Dieſe letztgedachte Handlung der Finanzgeſetzgebung ſei nur eine captatio, be 
nevolentiae gegen den Zeitgeiſt, wie er in den großen Städten auftauche In 
den Provinzen wolle man auch Ordnung, aber keine Benachtheiligung des plat⸗ 
ten Landes. Schließlich könne er nur für eine freiwillige oder gezwungene An 
leihe, oder für Steuern mit der ihnen durch die Stände beigelegten rechtsver⸗ 
bindlichen Kraft, endlich für die zu der Heeres-Mobilmachung beſtimmten 15 
Mill., aber er müſſe gegen die Bürgſchaft bis zu 25 Mill. Thlr. ſtimmen. 


Herr Röpell vertheidigte die Anſicht der vorberathenden Abtheilung, wel⸗ 
cher er angehört, wie die Forderungen der Miniſter, welche Schutz nach innen 
und außen verlangten. Die Summe von 15. Millionen ſei nicht zu hoch, wenn 
man bedenke, daß damit 450,000 Mann auf die Beine gebracht werden, die 
Bürgſchaft von 25 Mill. aber nur ein Obligo, und keine Forderung, es wer⸗ 
den alſo nicht 40 Mill gefordert. In der Vorlage ſehe man aber andererſeits 
einen Fortſchritt des Conſtitutionalismus, indem die an der Spitze ſtehenden, 
alle Intereſſen des Handels, der Gewerbe und des Ackerbaues verſtehenden 
rechten Finanzmänner, gleich dem Volke eine Theilung nach Provinzen ableh⸗ 
nen, und nur das Ganze im Auge behalten. Möge man oaher dem Miniſte⸗ 
rium vertrauen und ihm überlaſſen, wie es die Summen aufbringen wolle. 
Er (der Redner) ſtimme für die unbedingte Bejahung beider Fragen der Ab- 
theilung. 

Herr Schauß (aus Verlin) erkennt vorerſt die volle Vefugniß des Land⸗ 
tags zur Abgabe eines Vertrauens-Volums an. Was aber die Garantie bis 
zu 25 Mill. Thlr. betreffe, fo müſſe er den Rechts- mit dem Voden des prak⸗ 
tiſchen Lebens vereinigen. Vis zu dem Erſcheinen der Volksvertreter ſeien 25 
Mill. überflüſſig. Das Land ſei noch gar nicht fo discreditirt, um folder Summe 
zu bedürfen; eine Garantie komme aber einer Schuld gleich, und er könne dem 
preußiſchen Staat einen Beſttz von 25 Mill. jetzt nicht zuſprechen, welchen er 
doch, wenn Bürgſchaft geleiſtet werden ſolle, haben müſſe. Er (Redner) halte 
dafür, daß man mit einer ungleich geringeren Summe auskommen könne. Da⸗ 
zu müſſe man den Credit durch Vertrauen ſtärken. Wolle die Verſammlung 
die Bürgſchaft übernehmen, ſo werde aber das Vertrauen eher ſchwinden als 
wachſen. Uebrigens könne auch er feine Ueberraſchung nicht bergen, daß das 
Miniſterium, Angeſichts einer Geldklemme, ein Drittheil der Mahl-Steuer 
erlaſſe. Ferner gebe er zu bedenken, daß eine einfache Bürgſchaft die Veſitzen⸗ 
den nicht zur Hergabe ihrer Gelder veranlaſſen werde. Landbewohner, welche, 
wie er wiſſe, gar ihre Baarvorräthe vergraben, dürften die Gruben zur 
Stützung von Lombard und Discontbanken nicht öffnen. Die Bankiers und 
Gewerbtreibenden ſeien aber ſelber zu gedrückt, um Beleihungen geben zu kön— 
nen. Deshalb, da baar Geld einmal gebraucht werde, und er ſich von einer 
freiwilligen Anleihe nichts verſpreche, ſchlage er vor: eine Zwangs-Anleihe 
von 5, höchſtens 8 Mill., worüber vierproc. Obligationen gegeben werden, aus⸗ 
zuſchreiben, um jeder der einzelnen Provinzen je 1 Mill. zu Privatdiscont⸗ 
und Lombardbanken zu bewilligen. Da letztere Zinſen einnehmen, ſo decke man 
etwanige Verluſte und belaſte nicht mit neuen Zinſen. (Der Vorſchlag fand 
keine Unterſtützung, konnte alſo nicht einmal zur Abſtimmung kommen.) 

Der Herr Finanzminiſter Hanſemann entgegnete zuerſt, es wäre nicht 


Sache der Regierung, dieſen oder jenen zur Ausführung empfohlenen Plan zu 
prüfen, indem keine beſtimmten Pläne erwogen und genehmigt werden ſollten. 
Es handelte ſich nur darum, in außerordentlicher Zeit dem Miniſterium die Mit⸗ 
tel zu geben, in außerordentlicher Weiſe den Bedürfniffen, wenn auch nicht 
ganz zu genügen, ſo doch möglichſt gerecht zu werden. Wenn er daher jetzt 
erwiedere, ſo geſchehe es nur, um die, von dem Miniſterium ergriffenen ge⸗ 
eigneten Mittel zu beleuchten Es ſei von dem üblen Eindruck, welchen eine 
Anleihe oder Steuererhebung machen werde, geſprochen worden. Glaube denn 
aber wirklich irgend Jemand, daß man in Zeiten ungewöhnlicher Aufregung 
ohne außerordentliche Mittel durchkommen könne? Ferner habe man einen 
Widerſpruch des zeitigen Finanzminiſters mit dem vorjährigen Abgeordneten 
von Aachen erblicken wollen. Dem ſei aber nicht ſo. Er (der Redner) habe 
früher nur geſagt: der Landtag müſſe auch in Kriegszeiten uͤber Anleihen und 
Steuern beſchließen. Der wahre Sinn des Conſtitutionalismus bedinge es aber, 
daß die Staatsgewalt im Verein mit der Krone durch den Volkswillen geſtärkt 
werde. Weil ſich aber die jetzigen Miniſter ganz als conſtitutionelle fühlen, fo 
werden ſie, falls ſie kein Vertranensvotum erhalten, ihre conſtitutio⸗ 
nellen Pflichten zu erfüllen wiſſen. Weiterhin haben zwei Redner den Mahl⸗ 
ſteuer⸗Erlaß getadelt. Dagegen fei zu bemerken, daß, wie die Regierung die 
Pflicht habe, zu wachen, daß nicht Gewaltthat an die Stelle der Freiheit trete, 
ſo ſie auch ungerechten Verhältniſſen abhelſen müſſe. Die Mahl- und Schlacht⸗ 
ſteuer betrage für den Kopf über 50 Sgr. Durch den Erlaß der erſteren werde 
gerade der am meiſten Ueberbürdete erleichtert. Vis zu dem Erſcheinen der 
Volksvertretung werde aber die Erhebung neuer Steuern vermieden werden 
müſſen, die Unterſtützungen der Bank aber ebenfalls gut wirken. Vor der 
Summe 25 Million. möge man indeß nicht zurückſchrecken (der Miniſter führte 
hier Beiſpiele an, konnte aber von dem Brrichterſtatter nicht verſtanden wer⸗ 
den.) Der Redner ſchloß mit der Bitte an die nach ihrer Heimath zurückkeh⸗ 
renden Abgeordneten, dahin zu wirken, daß Jeder mit Muth und Vertrauen 
den ſchwierigen Umſtänden entgegentrete, daß Jeder, ſoviel er es vermöge, in 
gewohnter Weiſe lebe, damit keine Stockung eintrete. Jeder möge aber auch 
bedenken, daß Angriffe auf Eigenthum, Gewaltthaten, Drohungen oder dergl. 
die Zuſtände nur verſchlimmern. Wenn die Lage der Arbeiter 
verbeſſert werden ſolle, was, mit Allen, das Miniſterium ſich beſonders 
angelegen ſein laſſe, ſo könne das nur im Wege friedlicher Erörterung 
geſchehen Eine jede Drohung vermehre lediglich die Stockung und verſchlim⸗ 
mere die Lage der Arbeiter, während wir Alle doch deren Verbeſſerung freudig 
wünſchen. (Bravo.) Alle Klaſſen der Nation möge aber inne werden, daß 
in Preußen Ordnung und Freiheit nicht getrennt werden. 
(Wiederholter Beifallsruf.) 

Hr. v. Vincke hielt jetzt eine glänzende Rede zum Schutze des Miniſteriums 
und beſchloß damit den vereinten Landtag, auf welchem er ſchon mannigfache 
Siege gefeiert. Der Redner berührte, daß Preußens Finanzlage im Verhält⸗ 
niß zu der anderer Europälſcher Staaten ſehr glänzend fet, indem mit den Fonds 
zum Austauſch der Kaſſenanweiſungen — im Monat März und den erſten acht 
April⸗Tagen ſeien übrigens nur etwa 90,000 Thaler Kaſſenanweiſungen ges 
gen baares Geld eingelöſt worden — der Schatz jetzt doch über 15 Million 
Thaler baar zu verfügen haben. Ferner zeigte der Redner, daß und wie gründ⸗ 
lich das Miniſterium bei Stützung des Kredits zu Werke gehe und die erfte 
Volksvertretung ſchon am 22. Mai, dem hiſtoriſch denkwürdigen Jah⸗ 
restage (der Verfaſſungs-Verordnung von 1815) einberufen wolle. Er ſchloß 
damit, das die geringfügigſten Umſtände, wie das Einziehen Deutſcher Repu⸗ 
blikaner aus Paris, mit Unterſtützung mobiler Franzöſiſcher Nationalgarden 
einen Krieg anfachen können. Es handle ſich aber bei dem Vertrauensvotum 
um die Geltung Preußens in Deutſchland Die Stände in Darmſtadt und 
Stuttgart hätten ihren Miniſtern ſchnell ein Vertrauensvotum gegeben. Darum 
mögen auch die Mitglieder des Vereinigten Landtags nunmehr zeigen, daß ſie 


noch die alten Preußen ſeien, und jenes Votum noch im vollſten Maaße geben. 


Ein neues Miniſterium ſei jetzt nicht wohl möglich, und er möchte wiſſen, wer 
von den Rednern, welche heut geſprochen, die Stelle der Miniſter, welche 
wahrlich nicht auf Roſen, ſondern in Dornen ſäßen, einzunehmen vermöchte. 
Er wolle damit Niemandem zu nahe treten, aber es ſei dies ſeine perſönliche 
Meinung. Jedes Mißtrauensvotum erachte er für einen Verrath am Vater⸗ 
lande, und deshalb ſtimme er entſchieden für das Miniſterium. (Rauſchender, 
lang anhaltender Beifall, nach welchem der Ruf zur Abſtimmung allgemein 
laut wird und immer ſtärker und nachhaltiger aufrecht erhalten wird.) Herr 
von Thadden, welcher ſprechen will, kann unter den Zeichen entſchiedenſter 
Mißbilligung nicht zu Worte kommen. Auf Befragen des Marſchalls er⸗ 
hebt ſich die ganze Verſammlung für die Abſtimmung, welche nach des Refe⸗ 


renten Knoblauch Antrag auf beide Fragen des Abtheilungs-Gutachtens ge⸗ 


richtet wird. Mit einer, an Einſtimmigkeit grenzenden Mehrheit 
beſchließt die Verſammlung, daß die Regierung ermächtigt werde, auf 
außcrordentlichem Wege, zum äußern und innern Schutze des Staats 15 Mill. 
Kthlr. zu beſchaffen; zur Herſtellung des innern Kredits, wie zur Erhaltung 
von Handel, Gewerbe und Landwirihſchaft Garanticen bis zu 25 Million 
Rthlr. unter der Vorausſetzung zu übernehmen, daß die, aus dieſen Garantien 
etwa entſtehenden Verluſte möglichſt verhütet werden. 

Der Landtags-Kommiſſar Miniſter Camphauſen dankte Namens der 
Regierung für das ihr in dieſer Abſtimmung beihätigte Vertrauen, welchem zu 
entſprechen ihr hoffentlich gelingen werde. Die Ueberzeugung werde ſich durch 
die Abſtimmung auch im Lande geltend machen, daß die Mitglieder des 
Landtags Vertrauen zu der Gegenwart und Zukunft des Staates haben. 

Die einzelnen Mitglieder verließen großentheils nunmehr den Saal, und 
Herr Gr. v. Gneiſenau hatte Mühe, ſich Gehör zu verſchaffen. Er fragte 
nämlich ber dem Miniſter des Innern an, wie es komme, daß der hieſige Dias 
giſtrat alle brodloſen, hier nicht ortsgehörigen Arbeiter ausweiſen wolle. Wenn 
ſich das auf Ausländer beziehe, ſo wolle er nichts dagegen haben, wohl aber 
müſſe er ſich dagegen verwahren, daß das platte Land nun überſchwemmt und 
die Gleichheit vor dem Geſetze verletzt werde. a 

Staatsminiſter des Innern v. Auerswald: Die Regierung werde überall 
die Geſetze erhalten, deß könne der Anfragende gewiß Fein, eben fo aber auch, 
daß eine Behörde, wie der Berliner Magiſtrat, nichts Geſetzwidriges ausführen 
werde. Er (der Miniſter) könne, da die Frage nicht angemeldet worden, eine 
erſchöpfende Auskunft nicht geben. Herr (Syndikus) Möwes zeigte, daß 
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das von dem Magiſtrat in Uebereinſtimmung mit dem Polizei- Präfldium vor⸗ 
genommene Verfahren auf früheren Geſetzen beruhe. 1 i 

Herr v. Sauden-T arputſchen bat das Minifterium nochmals that⸗ 
kräftigſt und ſchleunigſt die Ruhe, Ordnung und Sicherheit herzuſtellen. Herr 
v. Thadden wollte wiederum ſprechen, ward aber nachmals entſchieden von 
der Verſammlung daran gehindert. Herr Siebig (aus Breslau): „Ich wollte 
über die Mahl⸗ und Schlachtſteuer“ .... (tobende Unterbrechung, der Red⸗ 
ner muß die Bühne verlaſſen.) 5 j . . 85 

Landtags⸗Commiſſar: Die K. Vorlagen ſeien erledigt, Bittſchriften 
nicht vorhanden, die Regierung habe auch keine Mittheilungen mehr zu machen, 
und er gebe nun anheim, ob man ſich noch mit neuen Gegenſtänden beſchäfti⸗ 
gen wolle. Der Fürſt Lychnowski beantragt wiederholentlich den Schluß 
der Debatten, welchen der Marſchall auch ausſpricht, und fragt, ob die 
Verſammlung den Beſchluß der 2. Abtheilung, welche eine Bittſchrift von 30 
Mitgliedern der Sächſiſchen Provinzialſtände über Entlaſtung des Grundeigens 
thums zurückgelegt, genehmige. Die Verſammlung ſpricht ihre Beiſtimmung aus. 

Der Marſchall Fürſt zu Solms entließ nun die Mitglieder, welche 
auf beiden Landtagen Sonder-Intereſſen nicht vertreten hätten. Letztere wür⸗ 
den aber von nun an weniger als je an der Zeit ſein. Er ſelbſt habe auf die 
Dominial- Polizei, die Gerichtsbarkeit, Steuer- und Jagd-Gerechtigkeit frei⸗ 
willig verzichtet. (Bravo). Wo alle Conſequenzen des conſtitutionellen Sy⸗ 
ſtems gezogen werden ſollen, ſeien derartige Vorrechte nicht am Platze. Preus 
ßen könne nie Das thun, was andere Deutſche Staaten während der letzten 
20 Jahre gethan, indem ſie zwar conſtitutionell geweſen, aber die Conſequen⸗ 
zen daraus nicht gezogen hätten. Dieſer aber bedürfe es, nicht mehr als für 
die Wohlfahrt tauge, aber auch nicht weniger, denn das ſei Reaction und 
deshalb verwerflich. Alle hoffen und glauben, daß ſich in Preußen unter cons 
ſtitutionellen Formen befriedigende Zuſtände heranbilden werden. Aber in Preu⸗ 
ßen ſehe jeder auf Deutſchland. Keiner der Anweſenden ſei ſo alt, um ſich für 
den Gedanken der Einheit nicht begeiſtern zu können. Daß dieſes große Ziel 
nicht unter gewöhnlichen Umſtänden und vollkommener Ruhe erſtrebt werden 
konnte, war anzunehmen geweſen Die Opfer, die Viele zu bringen haben, 
werden gewiß Niemanden zurückſchrecken. Mit einem dreimaligen, ſtürmiſch 
wiederholten Lebehoch auf Se. Majeſtät den König ſchloß der Marſchall ſeine 
Rede. Der Landtags-Commiſſar erklärte im Namen Sr. Majeſtät des 
Königs den zweiten vereinigten Landtag für geſchloſſen. (Schluß 
der Sitzung — welcher auch der General-Steuer-⸗Direktor Kühne beigewohnt 
hatte — 14 Uhr. 
ſen werden.) 


Neueſte Nachrichten. 

Kaffel den 10. April. (Kaſſ. Ztg.) Die Stadt iſt ſeit geſtern Nacht in 
großer Aufregung. Seit einigen Tagen hatten bei nächtlicher Weile mehrere 
lärmende Vezeigungen öffentlicher Ungunſt ſowohl gegen frühere, als noch im 
Amte ſtehende Staats⸗Beamte ſtatt; geſtern Abend hatte jedoch eben eine zahle 
reiche Menge einem gegenwärtigen Miniſterial⸗Vorſtand ein freudiges Lebehoch 
gebracht (nach einigen Berichten wäre das Haus eines anderen Staatsdieners 
mit minder willkommenen Lauten begrüßt worden) und zog in Gegenwart eines 
Bürgergarde-Pikets über den Garde du Corps-Platz, als eine noch nicht genau 
bekannte Anzahl (nach Einigen zwanzig, nach Anderen vierzig) Garde du Corps 
im Stall⸗Anzuge, aber mit Pallaſchen bewaffnet, bei den Meßbuden den Volks⸗ 
zug angriff, Bewaffnete und Unbewaffnete zum Theil ſchwer verwundete und 
ſich dann in die Kaferne begab, wo von beiden Seiten auch Schüſſe fielen. 
Sofort wurde Allarm geſchlagen, mit Blitzesſchnelle ging die Kunde durch die 
Stadt; in kurzer Zeit waren Barrikaden errichtet und die ganze innere Stadt 
abgeſperrt; eine Abtheilung Bürgergarde ſtellte ſich vor dem Palais, andere 
ſtarke Abtheilungen auf dem Königs⸗Platz, in der Königsſtraße ꝛc. auf; eine 
Menge Volkes eilte ins Zeughaus und bemächtigte ſich vicler Waffen. Die 
ganze Nacht hörte man ſchießen. Die Garde du Corps wurden noch um 12 
Uhr nach der Umgegend verlegt. Heute früh iſt ihre Kaſerne mit Bürgergarde 
beſetzt; eben iſt das Volk beſchäftigt, die Inſchrift über dem Portal abzuneh⸗ 
men. Die Stände ſind verſammelt, und die Miniſter haben ſich nach dem 
1 15 begeben. In Folge dieſer Ereigniſſe iſt nachſtehende Kundmachung 
erſchienen: 

„Mit tiefem Schmerze beklage Ich ein Ereigniß, das in der letzten Nacht 
zu bedauerlichen Störungen der öffentlichen Ruhe in Meiner Reſidenzſtadt Ver- 
anlaſſung gegeben hat. Finde Ich auch noch darin Beruhigung, daß, fo weit 
der Sachverhalt bis jetzt ermittelt werden konnte, ein Menſchenleben nicht zu 
beklagen iſt, und daß nur einzelne Garde du Corps es waren, welche ſich ohne 
Kommando Exzeſſe gegen hieſige Einwohner zu Schulden kommen ließen, ſo 


Das Protokoll wird am 11. Morgens um 9 Uhr verle⸗ 


habe Ich Mich dennoch alsbald veranlaßt geſehen, den Ausmarſch der Garde 
du Corps und nun die Auflöfung derſelben anzuordnen. Die Schuldigen wird 
die Strenge des Geſetzes treffen, und es wird zu dieſem Ende die nothwendige 
Unterſuchung alsbald eingeleitet werden. Ich ſetze in die Bürger Meiner Reſt⸗ 
denz das Vertrauen, daß fie in den bereits getroffenen Anordnungen den Be⸗ 
weis Meines ernſten Willens zur geſetzlichen Ahndung des fraglichen Vorfalles 
erkennen, darin Beruhigung finden und ſich nicht zu Schritten werden verlei— 
ten laſſen, die für fie ſelbſt und das Land nur die traurigſten Folgen haben können. 
Kaſſel, am 10. April 1848. 
riedrich Wilhelm. 
Baum bach. Schwedes. Weiß. e ne 

Rendsburg, den 8. April. Der Commmandeur der Königl. preu⸗ 
ßiſchen Truppen, Oberſt v. Bonin, hat während der Abweſenheit des komman⸗ 
direnden Generals das Commando in der Feſtung Rendsburg übernommen. 

Rendsburg, den 9. April, 8 Uhr Abends. Ein fo eben hier angekom⸗ 
mener Beamter aus Flensburg berichtet, daß nach einem hartnä igen Treffen 
bei Bau, bei der Gefahr des Anzuges der auf Holnis gelandeten Dänen, da 
gleichzeitig 2 däniſche Kriegsſchiffe der Stadt gegenüber lagen, vom komman⸗ 
direnden General heute Mittag der Befehl zum Aufgeben der Poſition in und 
um Flensburg ertheilt ſei. 

Kiel, den 9. April. Der vor einigen Tagen nach Dänemark abgegans 
gene preußiſche Courier, welcher die peremtoriſche Aufforderung zum Zurück- 
ziehen der däniſchen Streitkräfte aus Schleswig überbracht haben ſoll, hat den 
König in Sonderburg getroffen und iſt, wie man hört, mit einem Königlichen 
Dampfſchiffe nach Bülk (2 Meilen von hier) zurückgegangen und dort ans Land 
geſetzt, um die Rückreiſe über Kiel nach Berlin in größter Eil anzutreten. Es 
ſcheint nicht, daß der Empfang ſeiner Depeſchen ein günſtiger geweſen ſei. 


Wien den 10. April. Die Wien. Ztg. meldet in ihrem amtlichen Theil: 
„Durch einen aus dem Hauptquartiere Verona am öten d. M. abgegangenen 
Courier des Feldmarſchalls Grafen Radetzky erfahren wir, daß die piemontes 
ſiſche Armee mit ziemlich ſtarken Kolonnen, unter Führung des Königs, gegen 
die Stellung am Mincio vorzurücken Miene macht, welchem Angriffe mit ſeinen 
Truppen zu begegnen der Feldmarſchall ſich bereitet.“ 

Krakau den 10. April. Dem hier erſcheinenden Dziennik Narodowy 
zufolge, ſoll ſich die Stärke der jetzt im Königreich Polen ſtehenden Ruſſiſchen 
Truppen, mit Inbegriff der Tſcherkeſſen, Koſaken und Muhamedaner, auf 
80,000 Mann belaufen, die aber angeblich in Folge der Ereigniſſe in Frank⸗ 
reich, Italien und Deutſchland bis auf 200,000 Mann verſtärkt werden ſollten. 

Krakau, 10. April. Der Allg. Ztg. ſchreibt man von der galizi⸗ 
ſchen Gränze vom 3. April: „Nachdem ſchon durch mehrere Tage an der rufs 
ſiſch⸗polniſchen Gränze der Durchzug ſehr erſchwert wurde, iſt derſelbe am 30. 
März Abends ganz aufgehoben worden, fo daß gar kein Verkehr mehr ftatts 
finden kann. Perfonen, welche von Krakau mit der Poſt abfuhren, kamen in 
wenigen Stunden wieder zurück. Der Poſtwagen ſelbſt wird gleich an der 
Gränze beim Schlagbaum aufgehalten, hier werden durch ruſſiſche Beamte de 
Brieſſchaften in Empfang genommen und dem öſterreichiſchen Poftconducteur 
nicht einmal der Eingang in das nahe gelegene Wirthshaus geſtattet. Für 
Krakau iſt dies ein harter Schlag bei der ausgebreiteten Handelsverbindung mit 
Ruſſiſch⸗Polen. Namentlich bekommen wir hohe Getraide-Preiſe, da der Bes 
darf in hieſiger Gegend größtentheils von dort gedeckt wird. Unerwähnt kann 
ich nicht laſſen, daß ein Krakauer Getraidehändler in Michalowice, dem erſten 
Orte in Ruſſiſch-Polen, mit Knutenhieben beſtraft und in Eiſen über die Gränze 
geſchickt wurde, weil er, um Neuigkeiten befragt, von dem Jubel in Oeſterreich 
über die verliehene Conſtitution erzählte. Dieſer Getraidehändler iſt ein acht⸗ 
barer, höchſt gebildeter Mann. Nach den verläßlichſten Nachrichten ſtehen jetzt 
einige Armee sEorps in Ruſſiſch-Polen, jedes ungefähr 40,000 Mann ſtark. 
Das uns am nächſten liegende Corps, 2 Meilen von der Oeſterreichiſchen 
Grenze, befehligt General Rüdiger, Staabs-Kommandant iſt General Engels 
hardt. Obwohl man im Warſchauiſchen eine Erregung unter den Einwohnern 
wahrnimmt, ſo iſt es doch noch nirgends zu einem Ausbruche gekommen, das 
Militair bivouakirt auf der Straße und es find fo ſtrenge Maßregeln getroffen, 
daß von einem geſelligen Leben auch nicht die geringſte Spur wahrzunehmen iſt. 
Aus Krakau und Galizien ziehen ſehr viele junge Leute nach Poſen, wo bereits 

olniſche Legionen gebildet werden. Die Beſazung von Krakau wurde durch 
ein Bataillon Infanterie verſtärkt und ein Infanterie-Regiment ſoll noch nach⸗ 
folgen. Beſtimmt kann ich verfihern, daß dis jetzt in Galizien nirgend eine ges 
waltthätige Auflehnung vorgekommen iſt, und daß der Kern der Bevölkerung, 
Bürger und Bauer, feſt an Oeſterreich hängt.“ f 


